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Abkürzungsverzeichnis  
ABV Allgemeine Bauverordnung 

ARE Amt für Raumentwicklung Kanton Zürich 

BLN Bundesinventar der Landschaften und Naturdenkmäler 

BMZ  Baumassenziffer 

BZO Bau- und Zonenordnung  

IVHB Interkantonale Vereinbarung über die Harmonisierung der Baubegriffe 

MAG Mehrwertausgleichsgesetz 

MAV Mehrwertausgleichsverordnung 

MWSchV Verordnung über den Hochwasserschutz und die Wasserbaupolizei 

SBV Sonderbauvorschriften 

PBG Planungs- und Baugesetz (Kanton) 

Regio-ROK Regionales Raumordnungskonzept 

REK Räumliches Entwicklungskonzept 

ROK Raumordnungskonzept 

RPG Raumplanungsgesetz (Bund) 

RPV Raumplanungsverordnung (Bund) 

ZPF Zürcher Planungsgruppe Furttal 

   
Beilage  

Entwurf Vollzugsrichtlinien Gebiet "Brenni" 
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  DIE VORLAGE IN KÜRZE 

Richtplanung  Die Gemeindeversammlung hat am 4. April 2019 die kommunalen 

Richtpläne Siedlung und Landschaft sowie Verkehr festgesetzt. Mit 

dem räumlichen Entwicklungskonzept (REK) "Konzeption 2.035" aus 

dem Jahr 2018 und der darauf basierenden Richtplanung wurde in 

Form einer Gesamtschau der Grundstein für die langfristige Sied-

lungsentwicklung gelegt. 

   
Gegenstand der Totalrevision 

 

 

 Diese Totalrevision der Nutzungsplanung schliesst an die behörden-

verbindliche Richtplanung an und setzt die darin verankerte Stoss-

richtung zur qualitätsorientierten Gemeindeentwicklung grundeigen-

tümerverbindlich um. Gegenstand der Totalrevision sind:  

• die Kernzonen; 

• die Einzonung des dorfkernprägenden Gebiets "Brenni"; 

• die Quartiererneuerung und massvolle Innenverdichtung; 

• die Siedlungsdurchgrünung; 

• die Anpassung der der Bau-und Zonenordnung (BZO) an die 

neuen Begriffe und Definitionen sowie Messweisen gemäss der 

Interkantonalen Vereinbarung über die Harmonisierung der 

Baubegriffe (IVHB); 

• die Anpassung der BZO aufgrund von Erfahrungen im Vollzug. 

   
Kernzone  Die heutigen Festlegungen für die Kernzone sind auf das traditionelle 

Erscheinungsbild der historischen Bausubstanz ausgerichtet. Dies 

hat sich im Grundsatz bewährt. Die Festlegungen werden jedoch im 

Interesse eines transparenten Vollzugs mit dieser Revision präzisiert 

und unter Beachtung des Ortsbildschutzes flexibilisiert. Es wird ein 

Kernzonenplan erlassen. Er gewährleistet, zusammen mit den aktu-

alisierten Bestimmungen, dass sich Neubauten rücksichtsvoll in die 

historischen Strukturen integrieren. Neu sind aber auch zeitgemässe 

architektonische Lösungen möglich. 

>  mehr dazu im Kapitel 5.3 

   
Entwicklungsoption "Brenni"  Das im Richtplan Siedlung und Landschaft als Entwicklungsoption be-

zeichnete Gebiet "Brenni" wird im Rahmen der Revision eingezont.  

Das Gebiet "Brenni" wird der Kernzone zugewiesen. Mittels einer Ge-

staltungsplanpflicht soll gewährleistet werden, dass der historische 

Ortskern ortsbaulich überzeugend ergänzt und die Zentrumsfunktion 

mit der Schaffung eines Dorfplatzes gestärkt wird. 

 

>  mehr dazu im Kapitel 5.11 und 5.12 
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Quartiererneuerung & massvolle 

Innenentwicklung 

 

 Im Unterdorf werden sich insbesondere die genossenschaftlichen 

Gesamtüberbauungen aus den 1970er-Jahren erneuern, weshalb der 

Gemeinderat für dieses Gebiet gute Voraussetzungen für eine quali-

tätsorientierte Innenentwicklung schaffen will. 

Mit Sonderbauvorschriften (SBV) sollen gut gestaltete Bauten und 

Freiräume gefördert werden. Innerhalb der Perimeter "Haupt" und 

"Unterdorf" der SBV können die Grundeigentümerinnen und Grund-

eigentümer von einer erhöhten Baumasse und einem zusätzlichen 

Vollgeschoss profitieren.  

>  mehr dazu im Kapitel 5.9 

   
Siedlungsdurchgrünung  Die hohe Siedlungsdurchgrünung ist ein typisches Merkmal des 

ländlich geprägten Dänikon. Die neuen Bauvorschriften, wie z.B. die 

Grünflächenziffer, schaffen die Voraussetzungen für den Erhalt und 

die Schaffung neuer Freiflächen von hoher Aufenthaltsqualität.  

>  mehr dazu im Kapitel 5.10 

   
Harmonisierung der Baubegriffe 

 

 

 Die Einführung der Begriffe aus dem Konkordat der IVHB wurde mit 

der Revision des Planungs- und Baugesetzes (PBG) sowie der Allge-

meinen Bauverordnung (ABV) vom 1. März 2017 auf kantonaler Stufe 

in Kraft gesetzt. Die Gemeinden haben bis zum 28. Februar 2025 Zeit, 

ihre Bestimmungen in der BZO zu harmonisieren.  

Die Gemeinde Dänikon hat sich dazu entschieden, die Transforma-

tion im Rahmen dieser Totalrevision vorzunehmen. Dadurch ändern 

sich mehrere Baubegriffe, wobei die neuen Messweisen kantonal 

geregelt sind.  

> mehr dazu im Kapitel 5.2 

   
Vollzug  Die Totalrevision ist zudem Anlass, die BZO in einzelnen Punkten auf-

grund der gesammelten Erfahrungen im Vollzug zu präzisieren.  
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  1 EINLEITUNG 

  1.1 Anlass 

Stand der Nutzungsplanung  Die letzte Revision der BZO wurde im Jahr 2009 genehmigt. Gemäss 

den übergeordneten Vorgaben ist die Nutzungsplanung alle 15 Jahre 

anzupassen.  

Als konzeptionelle Grundlage für die Totalrevision hat der Gemeinde-

rat ein REK erarbeitet und darauf aufbauend die kommunale Richt-

planung angepasst. Der behördenverbindliche Richtplan Siedlung 

und Landschaft enthält die Grundsätze zur Gemeindeentwicklung. 

Die Richtplanung wurde durch die Stimmbevölkerung an der Ge-

meindeversammlung vom 4. April 2019 bestätigt. 

Im letzten Schritt der Totalrevision wird die BZO auf die Richtplan-

festlegungen abgestimmt.  

   

  1.2 Umfang 

Instrumente  Folgende Instrumente sind Bestandteil der Totalrevision: 

• BZO 

• Zonenplan  

• Kernzonenplan 

Die Änderungen in diesen Planungsinstrumenten sind der Gemein-

deversammlung zur Beschlussfassung vorzulegen. Gegenstand der 

Beschlussfassung sind die Bestimmungen und Planinhalte, die vom 

Gemeinderat zur Änderung vorgeschlagen werden. 

   
Nicht Gegenstand der Revision  Nicht Gegenstand dieser Revision sind die Gewässer- und Waldab-

standslinien. Sie werden zusammen mit der bevorstehenden Ge-

wässerraumfestlegung überprüft und gegebenenfalls angepasst. 

   

  1.3 Verfahren 

Erarbeitung Entwurf  Die Revision der Nutzungsplanung wurde in Zusammenarbeit mit der 

eingesetzten Arbeitsgruppe Ortsplanung erarbeitet (vgl. Impressum).  

   
Informationsveranstaltung  Auftakt des Mitwirkungsverfahrens bildete eine öffentliche Informa-

tionsveranstaltung. Die Revisionsvorlage wurde am 3. September 

2020 der interessierten Bevölkerung vorgestellt. 
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Öffentliche Auflage  Die öffentliche Auflage und Anhörung gemäss § 7 PBG zur Totalrevisi-

on der Nutzungsplanung Dänikon erfolgte vom 18. September bis 

17. November 2020.  

Während der 60-tägigen Auflagefrist konnte sich jedermann zu den 

Entwürfen der BZO, des Zonenplans sowie des Kernzonenplans äus-

sern und schriftliche Einwendungen dagegen vorbringen.  

   
Vorprüfung  Die Revisionsvorlage wurde dem kantonalen Amt für Raumentwick-

lung zweimal zur Vorprüfung eingereicht. Im Rahmen der Vorprüfung 

wurde die Revision der Nutzungsplanung hinsichtlich Zweck- und 

Rechtmässigkeit durch die kantonalen Amtsstellen überprüft. 

   
Bericht zur Mitwirkung  Über das Ergebnis der Mitwirkung, Anhörung und der 1. und 2. kan-

tonalen Vorprüfung wurde ein separater Bericht verfasst.  

Über die nicht berücksichtigten Einwendungen wird gesamthaft bei 

der Festsetzung der Nutzungsplanung durch die Gemeindeversamm-

lung entschieden.  

   
Hinweis auf die negative 

Vorwirkung 

 Ab der Publikation der Vorlage gilt die sogenannte negative Vorwir-

kung. Dies bedeutet, dass sowohl die heute rechtskräftige BZO als 

auch die vom Gemeinderat zuhanden der öffentlichen Auflage verab-

schiedete Gesamtrevision zur Anwendung kommen. Dabei ist zu be-

achten, dass jeweils die "strengeren" Bestimmungen einzuhalten 

sind. 

Von der negativen Vorwirkung 

ausgenommen 
 Sämtliche Änderungen im Zusammenhang mit der Anpassung an die 

neuen PBG- und ABV-Bestimmungen (IVHB-Begriffe) entfalten keine 

negative Vorwirkung, da damit kein selbstständiger Planungszweck 

verfolgt wird. Sämtliche Bauvorhaben werden bis zur Rechtskraft der 

neuen BZO nach den Baubegriffen und Messweisen des PBG und 

den dazu gehörenden Verordnungen (Fassung bis zum 28. Februar 

2017) beurteilt. 

   
Ausblick  Nach der Beschlussfassung der Revisionsvorlage durch die Gemein-

deversammlung gestalten sich die weiteren Verfahrensschritte wie 

folgt: 

• Genehmigung durch die Baudirektion 

• Publikation des Genehmigungsbeschlusses (30 Tage Rekursfrist) 

• Publikation Rechtskraft nach der Behandlung allfälliger Rekurse  
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  1.4 Planungsbericht 

Information für die 

Genehmigungsbehörde 

 Die eidgenössische Verordnung über die Raumplanung (RPV) verlangt 

von der Behörde, welche die Nutzungspläne erlässt, einen Bericht zu-

handen der kantonalen Genehmigungsbehörde auszufertigen. 

Darin ist festzuhalten, wie der Nutzungsplan die Ziele und Grund-

sätze der Raumplanung (Art. 1 und 3 RPG), die Anregungen aus der 

Bevölkerung (Art. 4 Abs. 2 RPG), die Sachpläne und Konzepte des 

Bundes (Art. 13 RPG) und den Richtplan (Art. 8 RPG) berücksichtigt. 

Im Weiteren hat er darüber Auskunft zu geben, wie die Revision den 

Anforderungen des übrigen Bundesrechts, insbesondere der Um-

weltschutzgesetzgebung, Rechnung trägt, welche Nutzungsreserven 

im weitgehend überbauten Gebiet bestehen und wie diese Reserven 

haushälterisch genutzt werden sollen. 
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  2  ÜBERGEORDNETE VORGABEN 

  2.1  Kantonale Entwicklungsvorstellungen 

Raumordnungskonzept (ROK)  Der kantonale Richtplan legt die Grundzüge der angestrebten räum-

lichen Entwicklung im Kanton Zürich fest. Das ROK bezeichnet fünf 

Handlungsräume, die sich nach unterschiedlichen Zielvorgaben ent-

wickeln sollen. 

Handlungsräume 
 

 

 
 

 

 
   
Handlungsbedarf "Landschaften 

unter Druck" 
 Dänikon liegt, wie das gesamte untere Furttal, im Handlungsraum 

"Landschaft unter Druck". In diesem Handlungsraum wird eine ge-

mässigte Entwicklung angestrebt. Aus kantonaler Sicht ergibt sich 

folgender Handlungsbedarf: 

• Potenziale innerhalb der bestehenden Bauzonen im Einzugs-

bereich des öffentlichen Verkehrs aktivieren; 

• Bauzonenverbrauch verringern; 

• Attraktive Ortszentren schaffen und Ortsdurchfahrten gestalten; 

• Zersiedelung eindämmen und Übergänge zur offenen Land-

schaft so gestalten, dass sich die Siedlungen gut in die Um-

gebung einfügen; 

• Landschaftliche Qualitäten erhalten oder wiederherstellen; 

• Eingriffe in die Landschaft auf ihre Notwendigkeit prüfen sowie 

vermehrt koordinieren und planen; 

• Landwirtschaftliche Produktionsflächen sichern; 

• Auf eine weitergehende Steigerung der Erschliessungsqualität 

verzichten. 
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Langfristige 

Raumentwicklungsstrategie  
 Der Handlungsraum "Landschaft unter Druck" soll differenziert ent-

wickelt werden. In Dänikon soll die bauliche Entwicklung vor allem auf 

die lokalen Bedürfnisse ausgerichtet werden. Die bauliche Dichte soll 

dazu im Grundsatz beibehalten beziehungsweise nur moderat er-

höht werden. 

Entwicklung der Dichte 

Quelle: Langfristige Raumentwicklungs-

strategie, 2014 

 

 

  beibehalten (bis 10 %) 

   

  moderat erhöhen (10–20 %) 

   

  stark erhöhen (über 20 %) 

   

  Areale mit hoher Dichte und 

Lebensqualität 

   

  2.2  Regionale Entwicklungsvorstellungen 

Regionaler Richtplan   Der Regierungsrat hat den regionalen Richtplan der Zürcher Planungs-

gruppe Furttal (ZPF) am 16. Mai 2018 beschlossen. 

  Das regionale Raumordnungskonzept (Regio-ROK) präzisiert die kan-

tonalen Entwicklungsvorstellungen. Mit dem Zukunftsbild wird die an-

zustrebende Grundstruktur der Bodennutzung im Jahr 2030 darge-

stellt. Es definiert sowohl die anzustrebenden baulichen Dichten, die 

Nutzungsdichte sowie die Nutzungsverteilung und Funktion der Land-

schaft. 

Für Dänikon gilt somit eine lockere bis mitteldichte Bebauung mit 

einer Nutzerdichte von weniger als 50 bis rund 100 Einwohnern und 

Arbeitsplätzen. 

   
"Zukunftsbild 2030" 
Quelle: Regio-ROK Furttal 2011  
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Dichtevorgaben  

 
 Der regionale Richtplan ist behördenverbindlich. Zu beachten sind 

insbesondere die Vorgaben zur baulichen Dichte. Die rechtskräftige 

BZO unterschreitet in einigen Gebieten diese Dichtevorgaben. Daher 

werden im Rahmen dieser Revision die baulichen Dichten entspre-

chend den behördenverbindlichen Vorgaben der Planungsregion an-

gepasst.  

   
Quelle: regionaler Richtplan Siedlung und 

Landschaft  

 

 
Mittlere bauliche Dichte 

 

 

 
Niedrige bauliche Dichte 

 

 
   
Anzustrebende bauliche Dichte gemäss 

regionaler Richtplanfestlegung für Wohn- 

und Mischzonen 

 Dichtestufe Vollgeschosse Ausnützungsziffer BMZ m3/m2 

 niedrig 1 15 % – 20 % 0.9 – 1.3 

  2 25 % – 35 % 1.2 – 1.9 

  mittel 2 35 % – 45 % 1.7 – 2.4 

   3 45 % – 55 % 2.0 – 2.8 
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  2.3  Kommunale Planungsinstrumente 

Räumliches Entwicklungskonzept 

(REK) 
 Die Gemeinde Dänikon hat im REK festgehalten, wie sich die Gemein-

de zukünftig entwickeln soll. 

Das REK legt die Leitsätze zur räumlichen Entwicklung fest und bildet 

somit die Grundlage der Richt- und Nutzungsplanungsrevision. Die 

zehn Leitsätze und das dazugehörende Zukunftsbild geben die Stoss-

richtung zu den Themen Landschaft und Natur sowie zu Siedlung, 

Verkehr und Energie vor. 

   
REK 2035 

 
Leitsätze 

1  Raumbänder pflegen & stärken  

2  Ökologische Vernetzung stärken 

3  Rhythmus betonen  

4  Siedlungsränder definieren 

5  Bestehende Bauzonen weiterentwickeln 

6 Neueinzonungen gezielt vornehmen   

7 Dorfkern wiederbeleben  

8 Öffentlichen Raum aufwerten 

9 Verkehrseffizienz steigern 

10 Energieverbrauch reduzieren 

 
 

   
Kommunaler Richtplan  Auf der Basis des REK wurden die kommunalen Richtpläne erstellt, 

die an der Gemeindeversammlung vom 4. April 2019 vom Souverän 

gutgeheissen wurden. 

   
Richtplan Siedlung und Landschaft  
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Entwicklungsziele  Im kommunalen Richtplan sind insbesondere folgende Ziele und 

Grundsätze verankert: 

Innenentwicklung  Die vorhandenen Innenentwicklungspotenziale sollen aktiviert und, 

wo ortsbaulich sinnvoll, durch geeignete Massnahmen ausgeschöpft 

werden. Die Gemeinde nimmt dabei eine aktive Rolle ein und schafft 

für eine qualitätsvolle Siedlungserneuerung und massvolle Verdich-

tung gute Rahmenbedingungen in der BZO (Grundmasse / Dichte / 

Anreizsysteme / Wohnungsangebot). 

Ortskern  Der historisch gewachsene Dorfkern soll als Identifikationselement in 

seiner Struktur erhalten, gepflegt und zeitgemäss weiterentwickelt 

werden. Die Abgrenzung der Kernzone ist zu überprüfen. 

Entwicklungsoptionen  Die als Entwicklungsoptionen bezeichneten Gebiete innerhalb des 

kantonalen Siedlungsgebiets werden gesichert und bei ausgewiese-

nem Bedarf nach folgenden Prioritäten qualitätsvoll entwickelt: 

Mittelfristige Entwicklungsoption "Brenni" 

(innert 5 bis 10 Jahren) 
 • Die Gemeinde setzt sich mittelfristig für eine ortsbaulich über-

zeugende Entwicklung im Dorfkern "Brenni" ein.  

Mittelfristige Entwicklungsoption 

"Langwiesen" (innert 5 bis 10 Jahren) 
 • Im Entwicklungsgebiet "Langwiesen" soll ebenfalls mittelfristig 

eine gut gestaltete Wohnüberbauung mit Angeboten für ver-

schiedene Nutzergruppen entstehen (altersdurchmischt). 

Langfristige Entwicklungsoption 

"Hofacher " (länger als 10 Jahre) 
 • Das Entwicklungsgebiet "Hofacher" ist eine langfristige Sied-

lungsreserve und trägt zu einer ortsbaulichen Verbesserung am 

Ortsrand von Dänikon bei. 
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  2.4 Konkordat zur Harmonisierung der Bau-

begriffe 

Umsetzung IVHB 
 

 

 Die IVHB hat zum Ziel, die Baubegriffe und Messweisen in den Kanto-

nen zu vereinheitlichen und damit das Planungs- und Baurecht für 

Investoren, Bauunternehmer und Behörden zu vereinfachen. Die 

IVHB definiert das massgebende Terrain, Gebäude und Gebäudeteile, 

Höhen- und Längenbegriffe, Geschosse, Abstände und Abstandsberei-

che sowie Nutzungsziffern. Das Konkordat zur Harmonisierung der 

Baubegriffe trat am 26. November 2010 in Kraft. Inzwischen sind 16 

Kantone beigetreten.  

   
Anpassung an das neue PBG  Der Kanton Zürich ist dem IVHB-Konkordat zwar nicht beigetreten, 

hat sich jedoch entschieden, die Harmonisierung dennoch umzuset-

zen. Die Änderungen des PBG, der ABV und von zwei weiteren Bau-

verordnungen traten am 1. März 2017 in Kraft. In den Gemeinden 

werden die Änderungen jedoch erst wirksam, wenn diese ihre BZO 

harmonisiert haben. Die Gemeinden haben dazu acht Jahre Zeit (bis 

28. Februar 2025). Dänikon stimmt die BZO mit dieser Revision auf 

die neuen Messweisen und Baurechtsbegriffe im PBG ab. 

   
Hinweis: Bestehende Gestaltungspläne 

und Arealüberbauungen  
 Nach bisherigem Recht erlassene Arealüberbauungen und Gestal-

tungspläne bleiben gültig.  
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  3 POLITISCHE GRUNDHALTUNG  

Grundsätze 

 

 Die Revision basiert auf folgenden Grundsätzen: 

• Regelungen, wo möglich, vereinfachen; 

• Kernzonen auf prägende Strukturen ausrichten und Regelungen 

flexibilisieren;  

• Stärkung eines belebten und attraktiven Dorfkerns im Gebiet 

"Brenni" (Einzonung); 

• Qualitätsvolle Siedlungserneuerung und moderate Verdichtung 

anstreben;  

• Ökologische Siedlungsentwicklung sicherstellen; 

• Arbeitsplätze erhalten und zusätzliches Potenzial schaffen. 

   
Stossrichtung    Die Stossrichtung der Revision kann wie folgt zusammengefasst 

werden: 

Erhalten und bewahren: 

Bauzonen, in denen das Bewahren und Erhalten im Vordergrund 

steht (Kernzone sowie die Quartiererhaltungszonen). 

Massvoll entwickeln: 

Bauzonen, in denen mit wenigen Kurskorrekturen in der BZO im 

Grundsatz wie bisher weitergebaut werden darf. Zu den Kurskorrek-

turen zählen: Massvolle Erhöhung der Dichte gemäss den Dichtevor-

gaben der Region, Höhenbeschränkung für Stützmauern, rücksichts-

voller Umgang mit dem Siedlungsrand. 

Qualitätsorientierte Quartiererneuerung: 

Bauzonen, in denen mit einem Anreizsystem eine massvolle, quali-

tätsorientierte Erneuerung und Verdichtung ermöglicht wird. 

Massgeschneiderte Lösungen: 

Bauzonen, in denen eine massgeschneiderte Lösung im Rahmen von 

Gestaltungsplänen sichergestellt wird. 

   
Übersicht  
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  4 ANPASSUNG ZONENPLAN 

Übersicht Änderungen 

 

 

 Der rechtskräftige Zonenplan aus dem Jahr 2007 wurde überprüft. 

Nebst der Anpassung der Dichten an die regionalen Richtwerte wur-

den folgende wesentlichen Änderungen vorgenommen: 

• Einzonung des Gebiets "Brenni" aufgrund seiner ortsbaulichen 

Bedeutung (vgl. Kapitel 5.11); 

• Abtausch Bau- und Nichtbauzone im Gebiet "Haupt"  

(vgl. Kapitel 5.5); 

• Neudimensionierung der Kernzone (vgl. Kapitel 5.3);  

• Umzonung der Parzelle Kat.-Nr. 29 (vgl. Kapitel 5.5); 

• Redimensionierung der Quartiererhaltungszone (vgl. Kapitel 5.4); 

• Anpassung der Dichtestufen an die Vorgaben des regionalen 

Richtplans (vgl. Kapitel 5.5); 

• Ausscheidung einer Erholungszone Sport beim Schulhaus 

"Rotflue" (vgl. Kapitel 5.7). 

Die Anpassungen werden in Kapitel 5 in Zusammenhang mit den An-

passungen in der BZO detailliert erläutert. Die nachfolgenden Abbil-

dungen geben einen Überblick über die vorgenommenen Änderun-

gen.  

Reservezone  

 
 Als Reservezone sind jene Gebiete im Zonenplan bezeichnet, welche 

im kantonalen Siedlungsgebiet liegen, jedoch heute nicht eingezont 

sind. 
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Rechtskräftiger Zonenplan 

 
   
Revidierter Zonenplan   

 
   

  



  

Totalrevision Ortsplanung, Dänikon 

Erläuternder Bericht gemäss Art. 47 RPV 

 

   SUTER • VON KÄNEL • WILD    20 

  5 ANPASSUNG BAU- UND 

ZONENORDNUNG 

  5.1 Hinweis 

Grundstruktur bleibt bestehen  Die Bestimmungen der BZO werden angepasst, ohne dabei die her-

kömmliche Struktur grundlegend zu ändern. Die BZO ist weiterhin in 

Vorschriften für die einzelnen Zonen eingeteilt, gefolgt von ergänzen-

den Bestimmungen.  

Im Folgenden werden die wichtigsten Änderungen der BZO erläutert. 

Auf die Aufzählung untergeordneter oder redaktioneller Änderungen 

wird an dieser Stelle verzichtet. Ergänzend sind alle Änderungen der 

BZO in der synoptischen Darstellung kurz kommentiert. 

   
Kapitelstruktur  Im Folgenden werden die Änderungen in der Reihenfolge der Bau-

ordnung behandelt.  

   
Bezeichnungen der Zonen 
Darstellungsverordnung 

 Aufgrund der Darstellungsverordnung, welche festlegt, wie die 

Nutzungspläne darzustellen sind, werden die Zonenbezeichnungen 

angepasst. Neu ist jeweils die Baumassenziffer (BMZ) anzufügen. 

Beispielsweise wird die Wohnzone W1 neu zur Wohnzone W1.2. 

   

  5.2 Harmonisierung der Baubegriffe und 

allgemeine Anpassungen 

Einführung der IVHB-Begriffe  Die Umstellung auf die neuen Baubegriffe hat vor allem auf die Pro-

jektierung der Gebäude und den baurechtlichen Vollzug der Bestim-

mungen einen Einfluss. Es wird darauf hingewiesen, dass zu den Be-

griffsdefinitionen und neuen Messweisen noch keine Rechtsprechung 

besteht. 

   
Übersicht   Aufgrund der neuen IVHB-Begriffe sind folgende Anpassungen in der 

BZO erforderlich:  

  Bisher: Neu: 

  Gebäudehöhe Fassadenhöhe 

  Firsthöhe Gesamthöhe 

  Besondere Gebäude Kleinbauten und Anbauten 

  Gewachsenes Terrain Massgebendes Terrain 

  Unterirdische Gebäude Unterirdische Bauten und Unterniveaubauten 

  Dachgeschoss Dachgeschoss/Attikageschoss 
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Nicht beeinflussbare Neuerungen   Zahlreiche Neuerungen können durch die Gemeinde jedoch nicht be-

einflusst respektive kaum zweckmässig anders geregelt werden. Es 

sind dies zum Beispiel: 

• das massgebende Terrain, das sich neu auch bei Ersatzbauten, 

An- und Umbauten auf den ursprünglichen Geländeverlauf der 

Erstbebauung bezieht (§ 5 ABV); 

• das nicht Anrechnen von dem Energiesparen dienenden Bautei-

len (Wintergärten, verglaste Balkone, Loggien und Veranden) im 

Umfang bis zu 20 % der Summe aller anrechenbaren Geschoss-

flächen (§ 10 lit. c ABV); 

• die Möglichkeit, dass vorspringende Gebäudeteile auf 50 % des 

dazugehörenden Fassadenabschnitts maximal 2 m in den Ab-

standsbereich zur Nachbarschaft ragen dürfen; 

• die Kniestockhöhe (bisher 0.9 m/neu 1.5 m). 

   
Fassadenhöhe 

(traufseitige Messweise) 
IVHB 

 Der bisherige Begriff Gebäudehöhe wird gemäss IVHB durch den Be-

griff Fassadenhöhe ersetzt.  

Die Messweise ändert sich aufgrund der übergeordneten Vorgaben: 

• Bisher wurde bei der Gebäudehöhe auf die Oberkante der 

Dachhaut (Dachziegel oder Oberkante Flachdach) gemessen. 

• Neu wird bei der Fassadenhöhe auf die Dachkonstruktion 

gemessen. 

Neubauten oder Ersatzbauten treten daher künftig um das Mass der 

Dachkonstruktion (bis zu ca. 30–50 cm) höher in Erscheinung.  

Abbildung Beispiel Schrägdach 

Gebäudehöhe (alt) / Fassadenhöhe (neu) 

 

 

 
   
Fassadenhöhe bei Flachdachbauten   Gemäss den bisherigen Bestimmungen wurden Absturzsicherungen 

(Geländer) bei Gebäuden mit einem Flachdach nicht zur Gebäude-

höhe gemessen, sofern es sich nicht um feste Brüstungen handelte. 

Neu zählen Absturzsicherung (Geländer/Brüstungen) zur Fassaden-

höhe, wenn sie nicht mindestens um 1 m von der Fassadenflucht 

zurückversetzt sind. 

Diese Verschärfung gegenüber der bisherigen Messweise ist nicht 

sachgerecht. Daher ist bei Flachdachbauten ein Fassadenhöhenzu-

schlag von 1 m vorgesehen, wenn eine zu mindestens 70 % offene 

oder verglaste (transparente) Absturzsicherung (Brüstung, Geländer) 

in der Fassadenflucht erstellt wird.  

Abbildung Beispiel Attika 

Gebäudehöhe (alt) / Fassadenhöhe (neu) 

mit Zuschlag oder Versatz 
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Gesamthöhe 

IVHB  

 Der Begriff Gesamthöhe war bislang nicht definiert. Allerdings wurde 

er als Summe von Firsthöhe und Gebäudehöhe verwendet. 

Gemäss IVHB entfällt der Begriff Firsthöhe und es wird nur noch die 

Gesamthöhe verwendet. Auch hier wird neu bis zum höchsten Punkt 

der Dachkonstruktion (ohne allfällige Isolation und ohne Dachhaut) 

gemessen. Bei einer Gesamthöhe von 14.5 m kann das Gebäude also 

durch eine dicke Dachkonstruktion noch ca. 50 cm höher in Erschei-

nung treten. 

  

  

   

Fassadenhöhe 

(giebelseitig oder mit Attika) 
 

 Die bisherige Messweise der Gesamthöhe entspricht der giebelseiti-

gen Fassadenhöhe bei Schrägdächern bzw. der Fassadenhöhe mit 

Attika bei Flachdächern. Diese ist in § 280 PBG wie folgt definiert: 

§ 280 PBG  1  Giebelseitig erhöht sich das zulässige Mass um die sich aus der Dach-

neigung von 45° ergebende Höhe, höchstens aber um 7 m, sofern die 

Bau- und Zonenordnung nichts anderes bestimmt. 
2  Bei Attikageschossen erhöht sich die Fassadenhöhe auf den fassaden-

bündigen Seiten um 3,3 m, sofern die Bau- und Zonenordnung nichts 

anderes bestimmt. 

   
Attikageschoss 

 
 Gemäss IVHB wird neu der Begriff Attikageschoss als Dachgeschoss 

bei Flachdachbauten verwendet. Der Begriff wurde bisher gemeinhin 

ebenfalls bereits verwendet, er war jedoch baurechtlich nicht definiert. 

Auch hier ergibt sich neben der Verwendung des neuen Begriffs eine 

Anpassung der Messweisen. Die Rücksprünge des Attikageschosses 

müssen nur noch 1/2 der Attikageschosshöhe betragen, was zu einer 

deutlich grösseren Geschossfläche führt (bisher ca. 65–70 %, neu ca. 

85 %).  

Ausdehnung des Attikageschosses  
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Grünflächenziffer  Neu wird eine Grünflächenziffer eingeführt.  

§ 257 PBG  1  Die Grünflächenziffer ist das Verhältnis der anrechenbaren Grün-

fläche zur anrechenbaren Grundstücksfläche. 

2  Als anrechenbare Grünfläche gelten natürliche und bepflanzte 

Bodenflächen eines Grundstücks, die nicht versiegelt sind und die 

nicht als Abstellflächen dienen. 

   
Dachaufbauten 
IVHB 

 Gemäss IVHB dürften Dachaufbauten neu die Hälfte der Fassaden-

länge einnehmen, sofern die Gemeinde kein anderes Mass definiert. 

Mit dem neuen Art. 32 BZO wird korrigierend auf diese Erleichterung 

reagiert und an der bisherigen Beschränkung auf 1/3 festgehalten. 

   
Anrechenbare Grundstücksfläche 

IVHB 

 Neu werden Waldabstandsflächen, auch wenn sie mehr als 15 m hin-

ter der Waldabstandslinie liegen, angerechnet. Ebenfalls angerechnet 

werden neu offene Gewässer, die in der Bauzone liegen. Infolge die-

ser Änderungen kann sich die zulässige Ausnützung bei Grundstücken 

am Waldrand und bei Grundstücken mit Gewässern erhöhen. 

Gemäss der Praxis zu § 259 PBG in der bisherigen Fassung zählen 

Verkehrsflächen, die nicht auf übergeordneten Festlegungen beru-

hen, stets zur massgeblichen Grundfläche, unabhängig davon, ob sie 

nur der grundstückinternen Erschliessung dienen oder nicht. Neu ist 

für die Anrechenbarkeit nicht mehr massgebend, ob eine Verkehrs-

fläche auf übergeordneten Festlegungen beruht oder nicht, sondern 

ob die Anlage der Feinerschliessung zuzurechnen ist oder ob es sich 

um eine Hauszufahrt handelt. Dies kann in Einzelfällen dazu führen, 

dass eine heute anrechenbare Verkehrsfläche (z.B. ein servitutarisch 

gesicherter Zufahrtsweg) neu nicht mehr angerechnet bzw. ausge-

nutzt werden darf. 

   
Energiesparende Bauteile  Gemäss § 10 lit. c ABV sind Wintergärten und ähnliche Konstruktio-

nen, die dem Energiesparen dienen, nicht an die Ausnützungsziffer 

anrechenbar.  

Eine in der Wirkung vergleichbare Regelung gilt auf kantonaler Ebene 

neu auch für die BMZ. Für dem Energiesparen dienende Gebäude-

teile kann die BMZ neu um 20 % der zonengemässen Grundziffer 

erhöht werden.  
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  5.3 Kernzone  

Kernzonenplan 

 

 

 Die räumlichen Qualitäten in der Kernzone von Dänikon sollen er-

halten bleiben. Bei Erneuerungen oder Neubauten soll ein Spielraum 

zur Entwicklung ermöglicht werden. Dies jedoch immer unter dem 

Grundsatz, dass der Charme des Ortskerns bewahrt bleibt. Daher 

werden neu im Kernzonenplan die ortsbildprägenden Bauten sowie 

die ortsbildrelevanten Fassadenstellungen und die ausgeprägten 

Platz- und Strassenräume bezeichnet. Diese spezifisch bezeichneten 

Strukturmerkmale gilt es zu erhalten.  

   

 

 

 
   
Anpassung Kernzonengrenze  Im Rahmen der Richtplanung wurde festgehalten, dass die Ausdeh-

nung der Kernzone zu prüfen und in der Tendenz eher zu verkleinern 

ist. Die Analyse hat gezeigt, dass die Kernzonenabgrenzung grund-

sätzlich zweckmässig ist, einzelne Anpassungen aufgrund der orts-

baulichen Struktur jedoch sachgerecht sind.  
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Umzonung zu W 2.0 

 

Parzellen Kat. Nrn. 619, 620, 624 706, 

707, 855 bis 861 

 Die mehrheitlich unbebauten Parzellen im nördlichen Bereich der 

rechtskräftigen Kernzone werden in die angrenzende Wohnzone um-

gezont (W 2.0). Sie weisen nur einen untergeordneten räumlichen 

Bezug zum historischen Ortskern auf, weshalb das Einhalten der ge-

stalterischen Grundsätze der Kernzonenbestimmungen für dieses 

Gebiet als nicht zwingend erachtet wird.  

Zonenplanausschnitt  

Abbildung alt/neu 

 
 

 

 

 

 
   
Umzonung zu W 1.7 

Parzellen Kat. Nrn. 66, 68, 69, 441, 442, 

571, 794 

 Das Gebiet Mühlegasse im südlichen Bereich der rechtskräftigen 

Kernzone weist keine kernzonentypische Bebauungsstruktur auf, 

weshalb die einfamilienhausähnlichen Gebäude in die Wohnzone 

W 1.7 umgezont werden.  

Zonenplanausschnitt  

Abbildung alt/neu 

 

 

 

 

 

 
   
Zweck/Nutzweise 
(Art. 3) 

 Nebst der Nutzweise wird neu auch der Zweck der Kernzone um-

schrieben. Der Erhalt und die zeitgemässe Weiterentwicklung stehen 

im Zentrum der Kernzonenbestimmungen. 

   
Gestaltungsanforderungen 

(Art. 4) 
 Ziel ist es, dass im Rahmen der baulichen Weiterentwicklung des Ge-

bäudebestandes weiterhin ein homogener Ortskern erhalten bleibt. 

Hierzu werden die Gestaltungsanforderungen der rechtkräftigen BZO 

präzisiert, wobei eine passende Verbindung zwischen ortstypisch his-

torischer und zeitgemässer Architektur gefordert wird. Für die Beur-

teilung von Projekten kann die Gemeinde bei Bedarf ein Gutachten 

einer ortsbaulich qualifizierten und neutralen Fachperson einholen. 

Die Kosten für das Fachgutachten werden nach Art. 8 des Baugebüh-

rentarifs weiterverrechnet. 
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Umbau und Ersatzbauten 
(Art. 5) 

Ortsbildprägende Bauten 

 Die im Kernzonenplan als ortsbildprägend bezeichneten Bauten (rot) 

sind in Bezug auf die Stellung und die räumliche Ausprägung für das 

Gesamtbild des Ortskerns wichtig. Diese dürfen unter Beibehaltung 

des bisherigen Gebäudeprofils umgebaut oder ersetzt werden. Auf 

eine Rekonstruktion der Fassaden wird verzichtet, da dies nicht mehr 

zeitgemäss ist. Ein Ersatzbau muss jedoch gestalterisch eine für das 

Ortsbild zumindest gleichwertige Lösung ergeben.  

Bei nachweislich besonders guter Einordnung und Gestaltungsquali-

tät können neu gestützt auf Art. 12 BZO auch grössere Abweichun-

gen bewilligt werden.  

Übrige Gebäude  Die im Kernzonenplan als übrige Gebäude (grau) bezeichneten Bau-

ten sind für das Ortsbild weniger relevant. Für diese Gebäude gilt 

weiterhin eine erweiterte Bestandsgarantie. Sie dürfen, ungeachtet 

von den Neubauvorschriften, an bisheriger Lage wiederaufgebaut 

werden (Ersatzbau). Bei grösseren Abweichungen vom bisherigen 

Gebäudeprofil kommen neu die Neubauvorschriften zum Tragen.  

Bei der Anwendung von Art. 5 BZO bleibt das kommunale Inventar 

der schutzwürdigen Bauten und eine allfällige Unterschutzstellung 

von Gebäuden weiterhin vorbehalten. 

Vorgaben des übergeordneten Rechts  Vorbehalten bleiben Unterschutzstellungen sowie die Vorgaben des 

übergeordneten Rechts, namentlich die Gewässerschutzgesetzge-

bung. Hierbei ist insbesondere bei den als "ortsbildprägende Bauten" 

bezeichneten Gebäuden, welche innerhalb des Uferstreifens des 

Dorfbachs liegen, zu prüfen, ob die Ersatzbaute nicht weiter vom 

Gewässer entfernt erstellt werden muss, um die Gewässerfunktionen 

(Hochwasserschutz, Zugänglichkeit zum Gewässer zu Unterhalts-

zwecken, natürliche Funktionen, Gewässernutzung) innerhalb des 

Uferstreifens bzw. Gewässerraums dauerhaft sicherzustellen. 

   
Beispiel eines zeitgemässen 

Ersatzneubaus in der Kernzone Schlieren 
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Neubauten 

(Art. 6) 

 Die Überbauungsziffer wird aufgehoben, da diese als nicht zweck-

mässig für die Kernzone betrachtet wird und die Analyse gezeigt hat, 

dass die geforderten 20 % nicht dem Gebäudebestand in der Kern-

zone entsprechen (der Median liegt bei 30 %). Die bauliche Dichte ist 

aufgrund der geforderten besonders guten Integration der Neubau-

ten in den baulichen Kontext im Einzelfall zu beurteilen.  

Die Grundmasse für Neubauten (Abstände, Fassadenhöhe, Gebäude-

länge usw.) bleiben im Grundsatz unverändert, neu gilt jedoch eine 

Geschosszahl und das anrechenbare Untergeschoss ist für Wohn- 

und Arbeitszwecke maximal zu 50 % nutzbar. Mit dieser Einschrän-

kung soll vermieden werden, dass Untergeschosse vollständig frei-

gelegt werden. 

Allgemein werden die Begriffe an die Baurechtsbegriffe im neuen 

PBG angepasst (siehe Kapitel 5.2).  

   
Ortsbildrelevante 

Fassadenstellung 
(Art. 7) 

 Neu werden im Kernzonenplan die für das Ortsbild besonders be-

deutenden Fassaden bezeichnet. Diesen Fassaden gilt bei Bauvorha-

ben ein besonderes Augenmerk und sie sind bei Ersatzbauten beizu-

behalten. Der Abweichungsspielraum beträgt +/- 1 m. Die BZO nimmt 

bei der Definition der zu erhaltenden "Fassadenstellung" Bezug auf 

die neuen PBG-Definitionen (IVHB). Die projizierte Fassadenlinie ist 

die horizontale Projektion der Fassadenlinie auf die Ebene der amtli-

chen Vermessung. Somit wird die Fassadenstellung in der Situation 

definiert und nicht in Bezug auf das massgebende Terrain gesetzt. 

Die Höhe der ursprünglichen Fassade ist bei Ersatzbauten zudem 

nicht zwingend zu übernehmen. 

   
Fassaden 

(Art. 8)  

Gestaltung 

 Um zeitgemässe Lösungen zu ermöglichen, sind Riegelfassaden nur 

noch zu erhalten, wenn sie dem Gebäudecharakter entsprechen (vgl. 

Erläuterung zu Art. 5 BZO). 

Balkone  Balkone oder andere Aussenbereiche für Wohnungen entsprechen 

einem zeitgemässen Bedürfnis. Daher wird Art. 8 Abs. 3 BZO dahin-

gehend präzisiert, dass Balkone ausschliesslich bei den ortsbildprä-

genden Giebelfassaden nur unter dem Dachvorsprung zulässig sind. 

   
Dachgestaltung 
(Art. 9) 

Dachform  

 Das Hauptgebäude muss weiterhin ein Satteldach mit beidseitig glei-

cher Neigung von mind. 36° aufweisen. Bei untergeordneten Gebäu-

den und Gebäudeteilen sowie Kleinbauten und Anbauten sind neu 

nebst Pultdächern auch Flachdächer zulässig, um mehr Gestaltungs-

freiheit für Carports, Anbauten mit Terrasse etc. zu ermöglichen.  

Einordnung von Fenstern und 

Dachaufbauten 
 Eine ruhige, möglichst geschlossene Dachlandschaft ist für die Er-

scheinung des Ortsbildes von hoher Bedeutung. Gleichzeitig besteht 

heute das Bedürfnis nach gut belichteten Räumen und im Sinne der 

Verdichtung besteht Interesse an der Nutzung der Dachgeschosse. 

Deshalb sind künftig auch im 2. Dachgeschoss einzelne Dachflächen-

fenster bis zu einer Grösse von je 0.5 m2 Lichtfläche zulässig.  
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Dachflächenlichtbänder  

 

 Um darüber hinaus eine weitere Verbesserung der Belichtung der 

Dachgeschosse zu ermöglichen, werden weitere Belichtungsmöglich-

keiten wie Glasziegel und Dachflächenlichtbänder zugelassen. Diese 

können eine stimmungsvolle Belichtung im Dachgeschoss bewirken, 

ohne die Dachlandschaft massgeblich zu stören.  

Es wird daher vorgeschrieben, dass Dachflächenlichtbänder zwei 

Ziegelreihen vom First abzusetzen sind. 

Integrierte Dachflächenfenster bei 

Energiegewinnungsanlagen 

 

 Es wird zudem zugelassen, dass bei vollflächigen Energiegewinnungs-

anlagen einzelne Module unabhängig von der Grösse als Dachflä-

chenfenster ausgebildet werden dürfen. Bei sorgfältiger Gestaltung 

treten derartige Dachflächenfenster tagsüber kaum in Erscheinung.  

   
Umgebungsgestaltung  
(Art. 10) 

Terrainveränderungen 

 Abgrabungen und Aufschüttungen sind in der Kernzone nur zulässig, 

wenn sie im Zusammenhang mit der baulichen und landschaftlichen 

Umgebung eine besonders gute Gesamtwirkung erzielen. Gestützt 

auf Art. 4 BZO kann die Baubehörde zur Prüfung der Einhaltung die-

ser Anforderung ein Gutachten einer Fachperson einholen. 

  Im Bereich der Kernzone wird eine dem Ortskern entsprechende tra-

ditionelle Umgebungsgestaltung mit ortstypischen Gestaltungsele-

menten gefordert. Im Kernzonenplan sind neu als Informationsinhalt 

die bestehenden Brunnen bezeichnet, die zur Stimmung im Strassen-

raum beitragen und zu erhalten sind.  

Ausgeprägte Platz-, Strassen- und 

Vorbereiche 
 Im Kernzonenplan sind die für das Ortsbild bedeutenden Strassen-, 

Platz- und Vorbereiche bezeichnet. In der BZO wird eine auf das Orts-

bild abgestimmte Gestaltung dieser Aussenräume vorgeschrieben.   

   
Abweichungen 

(Art. 12) 

 Der neue Art. 12 BZO erlaubt Abweichungen von den auf das traditio-

nelle Erscheinungsbild ausgerichteten Gestaltungs- und Volumenvor-

gaben. Damit wird Spielraum für architektonisch besonders gute Lö-

sungen geschaffen. Solche Projekte müssen sich jedoch besonders 

gut in das Ortsbild einfügen und eine überzeugende Gestaltungsqua-

lität aufweisen. Die Gemeinde stützt sich bei der Beurteilung dieser 

Anforderungen auf die Stellungnahme eines qualifizierten Fachgut-

achters, was bereits heute üblich ist. 
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  5.4 Quartiererhaltungszone 

Heterogene Bebauungsstruktur  Gemäss § 50a PBG umfassen Quartiererhaltungszonen in sich ge-

schlossene Ortsteile mit hoher Siedlungsqualität, die in ihrer Nut-

zungsstruktur oder baulichen Gliederung erhalten oder erweitert 

werden sollen. Der rechtskräftige Zonenplan bezeichnet in Dänikon 

grosse Teile der Gemeinde als Quartiererhaltungszone. Gemäss 

Richtplan Siedlung und Landschaft ist zu prüfen, ob hier eine Flexibili-

sierung der Bestimmungen möglich ist.  

Die Begehung sowie die technische Analyse der Gebiete, für welche 

eine Quartiererhaltungszone festgelegt ist, hat gezeigt, dass die Be-

bauungsstruktur in den einzelnen Gebieten der Quartiererhaltungs-

zonen sehr unterschiedlich ist und dass in den Teilgebieten eine 

grosse Heterogenität bezüglich der realisierten Dichten herrscht. Ins-

besondere das "Lättendörfli" und das Wohnquartier an der "Feld- 

und Birchwiesstrasse" weisen aufgrund ihrer baulichen Struktur 

(mehrheitlich Reiheneinfamilienhaus-Typologie) ein breites Spektrum 

an Dichten auf. Die realisierte BMZ schwankt hier zwischen 1.6 und 

4.4.  

    
Analyse der BMZ auf Basis  

des reduzierten Gebäude-

versicherungsvolumens  
Gebiet "Lättendörfli" 

 

 
   
Gebiet "Feldstrasse"  
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Gebiet "Birchwiesstrasse"  

 
   
Bestimmungen zu den 

Quartiererhaltungszonen  

werden flexibilisiert 

 Aufgrund der einheitlichen und zusammengebauten Bauweise dieser 

Gebiete ist der Veränderungsspielraum eines einzelnen Grundstücks 

jedoch marginal und eine bauliche Veränderung wird nicht angestrebt. 

Es erscheint daher sinnvoll, für diese Gebiete an der Quartiererhal-

tungszone festzuhalten.  

Im Bereich des "Lättendörflis" wird die Zone ausgeweitet, da die 

Nachbarschaft eine analoge Bau- und Nutzungsstruktur aufweist und 

somit im Sinne von § 50a PBG eine einheitliche Zonenstruktur ge-

schaffen wird. 

Für die in den Quartiererhaltungszonen verbleibenden Grundstücke 

werden die BZO-Bestimmungen flexibilisiert. Das ursprünglich bewil-

ligte Gebäudevolumen darf um maximal 10 % vergrössert werden.  

   
Gebiet "Alte Landstrasse"  Für das Gebiet an der Alten Landstrasse steht eine Quartiererneue-

rung an (vgl. Festsetzung Quartiererneuerung Richtplan Siedlung und 

Landschaft). Die Grundstücke sind heute der Quartiererhaltungszone 

zugeteilt. Auf Basis der Dichteanalyse wird für das Gebiet eine Wohn-

zone mit einer BMZ von 2.2 ausgewiesen. Dies entspricht mehrheit-

lich der realisierten Baumasse. Mit der Anwendung von SBV ist aber 

eine Erhöhung der BMZ auf max. 2.9 möglich. Mit diesem Anreizsys-

tem wird eine qualitätsorientierte Siedlungserneuerung gefördert 

(vgl. Kapitel 5.9 zu den SBV).   

   

 
Visualisierung BMZ Bestand, Alte Landstrasse  
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Zonenplanausschnitt  

Abbildung alt 

 

 

 

 
   
Zonenplanausschnitt  

Abbildung neu 

 

 

 

 
∆   

  5.5 Wohnzonen 

Grundmasse  

(Art. 16) 

BMZ 

 Die baulichen Dichten der Wohnzonen und der Wohnzonen mit 

Gewerbeerleichterung wird auf die Richtwerte der Region angepasst.  

   
Richtwerte bauliche Dichte für  

Wohn-, Misch- und Zentrumszonen 
Regionaler Richtplan 

 Dichtestufe Vollgeschosse BMZ Dichten Dänikon Wohnzone 

 niedrig 2 1.2 – 1.9 W 1.2 / W 1.7 / WG 1.6 

  mittel 2 1.7 – 2.4 W2.0 / WG 2.0 

   3 2.0 – 2.8 W 2.2  

   
Gebäudehöhe  Die bauliche Dichte der Wohnquartiere an der Rain- und Rainhalden-

strasse wird gemäss den regionalen Vorgaben leicht erhöht. Zur 

Sicherung einer lockeren Bauweise mit hohem Grünflächenanteil 

wird die Fassaden- und Gesamthöhe ebenfalls angepasst.  
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Grünflächenziffer  Im Sinne der Förderung unversiegelter und begrünter Flächen zu-

gunsten der Siedlungsökologie und des Ortsklimas, wird in allen Wohn-

zonen eine Grünflächenziffer eingeführt. Die Fläche muss als natürli-

che, bepflanzte Bodenfläche begrünt sein und darf nicht als Abstell-

fläche dienen (§ 257 Abs. 2 PBG). 

Bei genügend Substrat können Tiefgaragenflächen an die Grünflächen-

ziffer angerechnet werden. 

Bei besonderen betrieblichen Erfordernissen kann der Gemeinderat 

eine geringere Grünflächenziffer für die Wohn- und Gewerbezonen 

bewilligen. 

   
Einschränkung Gebäudeabmessung 

(Art. 16 Abs. 4) 
 In der Wohnzone W 1.2 sowie innerhalb des im Zonenplan speziell 

bezeichneten Bereichs der Wohnzone W 1.7 darf kein Punkt der 

Dachkonstruktion die Höhenkote überschreiten, welche 9.5 m über 

der höchsten Kote der Fassadenlinie liegt.  

Die Fassadenlinie ist die Schnittlinie von Fassadenflucht und mass-

gebendem Terrain.  

Ziel der Bestimmung ist es, den Aussichtsschutz der Nachbarschaft 

weiterhin zu gewährleisten.  

     

Zonenplanausschnitt  

Abbildung alt / neu 
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Siedlungserneuerung  Die Siedlungsgenossenschaft Eigengrund (SGE) besitzt an der Alten 

Landstrasse zwei Siedlungen mit über 100 Wohnungen. Die beiden 

Siedlungen wurden 1972 und 1975 erstellt. Die Genossenschaft plant 

daher die Sanierung respektive Erneuerung der Siedlungen "Unter-

dorf" und "Haupt". 

   
Überbauung "Unterdorf"  Die Überbauung an der Unterdorfstrasse wurde 1975 zusammen mit 

dem Kindergarten erstellt, wobei die Kindergartenparzelle Kat.-Nr. 29 

(Eigentum der Schulgemeinde Dänikon-Hüttikon) auf allen Seiten vom 

Grundstück Kat.-Nr. 841 der SGE umschlossen und mit der Tiefgara-

ge der SGE unterbaut ist. 

   
Parzellenstruktur 

Quelle: GIS-Browser ZH 
 

 
   
  Die SGE möchte die Wohnsiedlung mittelfristig durch einen Ersatz-

neubau ersetzen. Im Sinne der haushälterischen Bodennutzung und 

einer guten städtebaulichen Lösung strebt die SGE im Rahmen eines 

Konkurrenzverfahrens eine Neukonzeption der Siedlung mit integrier-

tem Kindergarten an. Die Kindergartenparzelle Kat.-Nr. 29 soll daher 

von der Zone für öffentliche Bauten und Anlagen in eine Wohnzone 

W2.2 umgezont sowie durch die SGE erworben werden. Die Kinder-

gartennutzung soll der Schulgemeinde Dänikon-Hüttikon als Stock-

werkeigentum (Realersatz) in der Siedlung weiterhin erhalten bleiben, 

wodurch auch kein neuer Bedarf an öffentlichen Flächen entsteht. 

Die entsprechende Absichtserklärung zwischen der SGE und der 

Schulgemeinde Dänikon-Hüttikon wurde unterzeichnet.   

     
Zonenplanausschnitt  

Abbildung alt / neu 
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Überbauung "Haupt"  Auch bei der 1972 erbauten Siedlung "Haupt" bestehen Ersatz-, res-

pektive Ausbauabsichten. Hierzu wurde der SGE bereits 2013 durch 

die Gemeindeversammlung das Vorkaufsrecht für die angrenzenden 

Parzellen Kat.-Nrn. 827, 828 und 639 vertraglich zugesichert.  

Für das Neubauprojekt soll mittels Konkurrenzverfahren eine Wohn-

überbauung mit hoher Wohn- und Aussenraumqualität eruiert wer-

den. Insbesondere möchte die SGE den Häglerbach in die Umge-

bungsgestaltung miteinbeziehen und plant daher ein Projekt zur 

Bachrenaturierung.  

Hochwasserschutz  

Naturgefahrenkarte, Stand: 25.06.2019 

 

 

 Aufgrund der vorliegenden Hochwassergefährdung (vgl. Naturge-

fahrenkarte) ist zur Erlangung der Baubewilligung für das Gebiet 

"Haupt" ein festsetzungsreifes Wasserbauprojekt mit entsprechen-

den Hochwasserschutzmassnahmen vorzulegen. Die Baufreigabe 

darf nur erteilt werden, wenn das Wasserbauprojekt vor oder spätes-

tens mit dem Bauvorhaben realisiert wird.  

Die Sicherung dieser gewässerbaulichen Massnahmen werden privat-

rechtlich beim Verkauf der Parzellen Kat.-Nrn. 639, 827 und 828 

zwischen der Gemeinde Dänikon und der SGE geregelt. 

   
Eingedolter Häglerbach 

Quelle: GIS-Browser ZH 
 

 
   
Sicherung Uferstreifen  Zur Optimierung der Bebaubarkeit des Areals, welches durch den 

künftigen Gewässerraum sowie die Verkehrsbaulinien tangiert wird, 

soll nun als erster Schritt im Rahmen der Revision der Nutzungspla-

nung die Zonierung optimiert werden. Hierzu soll im Bereich des 

Häglerbachs eine Freihaltezone ausgeschieden und das dadurch 

verlorene Bauland auf der Parzelle Kat.-Nr. 639 kompensiert werden. 

Die Freihaltezone ist so dimensioniert, dass sie dem Uferstreifen 

(0.7 m GSB + 8 m) entspricht.  
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Die Freihaltezone entspricht dem 

Uferstreifen 
 

 
   
Flächenausgleich  Dank diesem flächenneutralen Abtausch (Bauzone: 9'567 m2 / Nicht-

Bauzone 2'157 m2) kann im Sinne von § 61 Abs. 2 PBG und gemäss 

Art. 41a Abs. 2 GSchV die nötige Raumsicherung für den Häglerbach 

gewährleistet (Uferstreifen von 8.7 m) sowie zusätzlich ein klarer Sied-

lungsrand definiert werden. Weiter kann so die Bebaubarkeit des 

Areals durch die Bereinigung der nördlichen Zonengrenze verbessert 

werden. 

    

  Rechtskräftiger Zonenplan Revisionsvorschlag 

Parzelle 822  Kantonale Landwirtschaftszone: 595 m2 Kommunale Freihaltezone: 595 m² 

Parzelle 639  Kantonale Landwirtschaftszone: 1'562 m2 Kommunale Freihaltezone: 779 m2 

Wohnzone W 2.2: 783 m2 

Parzelle 823  Quartiererhaltungszone E: 7'320 m² 

Wohnzone G2: 153 m² 

Kommunale Freihaltezone: 492 m2 

Wohnzone W 2.2: 6'981 m2 

Parzelle 827  Wohnzone G2: 906 m² Wohnzone W 2.2: 906 m2 

Parzelle 828  Wohnzone G2: 1'188m² 

 

Kommunale Freihaltezone: 291 m2 

Wohnzone W 2.2: 897 m2 

   
Zonenplanausschnitt  

Abbildung alt / neu 
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Wohn- und Gewerbezonen  

(Art. 19) 

Nutzungsbonus 

 Im Sinne der Gewerbeförderung und der Zielsetzung eines vielfälti-

gen Angebotes an bezahlbaren Gewerbeflächen sowie der Förderung 

von Gewerbenutzungen in den Erdgeschossen wird in der Zone 

WG 2.0 am bestehenden Bonus (20 % mehr Baumasse, Zuschlag Fas-

sadenhöhe, Verzicht auf Mehrlängenzuschlag) für gewerblich genutz-

te Gebäudeteile festgehalten.  

   

  5.6 Gewerbezone 

  Das neue PBG sieht keine Freiflächenziffer mehr vor. Da bei der Grün-

flächenziffer versiegelte Freiflächen im Unterschied zur ehemaligen 

Freiflächenziffer nicht angerechnet werden können, wird auf die Fest-

legung einer Grünflächenziffer in der Gewerbezone verzichtet. 

Im Sinne der Siedlungsökologie und einer guten Siedlungsgestaltung 

kann mit Art. 21 Abs. 3 BZO eine angemessene Neubepflanzung ein-

gefordert werden.  

  Der Begriff "Gesamthöhe bis First" wird in der Grundmasstabelle den 

neuen Begriffen gemäss IVHB angepasst (siehe Kapitel 5.2). Hierbei 

wird die Fassadenhöhe der Gesamthöhe gleichgestellt.  

  Es wird präzisiert, dass höchstens mässig störende Betriebe in der 

Gewerbezone zulässig sind. Als mässig störend hinsichtlich Lärmim-

missionen gelten Nutzungen, die in der Regel während der üblichen 

Arbeitszeit stattfinden und bezüglich Aktivitäten und Verkehrsauf-

kommen im Normalbetrieb mit der benachbarten Wohnnutzung ver-

träglich sind. 

   

  5.7 Erholungszone 

Erholungszone Sport  Die Region beabsichtigt eine Erweiterung der überkommunalen 

Sportanlage "Rotflue", da die heutige Infrastruktur nicht auf das er-

wartete Bevölkerungswachstum der Nachbargemeinden dimen-

sioniert ist. Im Sinne des Eintrags im regionalen Richtplan sowie der 

Machbarkeitsstudie von 2012 wird daher das Gebiet "Mäsjuten" als 

Erholungsgebiet für Sport eingezont. Die Erholungszone Sport soll die 

Erstellung von Aussensportflächen und Freizeitanlagen sowie die in 

diesem Zusammenhang stehenden Gebäude und Anlagen ermög-

lichen. Mit der Überbauungsziffer von 10 % und der Fassaden-

höhe/Gesamthöhe von max. 7.5 m wird eine massvolle Bebauung 

gewährleistet.  
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Zonenplanausschnitt  

Abbildung alt / neu 

 

 

  
    
Erholungszone für Familiengärten  Bei der Erholungszone für Familiengärten wird die Gestaltungsplan-

pflicht aufgehoben, da dies eine unverhältnismässige Vorgabe ist.  

    
Zonenplanausschnitt  

Abbildung alt / neu 

 

 

  

    

  5.8 Weitere Festlegungen 

  Arealüberbauungen müssen erhöhte Qualitätsanforderungen ge-

mäss § 71 PBG erfüllen. 

  1  Die Bauten und Anlagen sowie deren Umschwung müssen besonders 

gut gestaltet sowie zweckmässig ausgestattet und ausgerüstet sein. 
2  Bei der Beurteilung sind insbesondere folgende Merkmale zu beach-

ten: Beziehung zum Ortsbild sowie zur baulichen und landschaftli-

chen Umgebung; kubische Gliederung und architektonischer Ausdruck 

der Gebäude; Lage, Zweckbestimmung, Umfang und Gestaltung der 

Freiflächen; Wohnlichkeit und Wohnhygiene; Versorgungs- und Ent-

sorgungslösung; Art und Grad der Ausrüstung. 
3  Arealüberbauungen können auch bereits überbaute Grundstücke um-

fassen, wenn die Überbauung als Ganzes den Anforderungen genügt. 

  Die Bestimmungen zur Arealbebauung bleiben inhaltlich unverän-

dert. Sie werden jedoch auf die Zonen W 2.0, WG 2.0 und W 2.2 

limitiert. 
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  5.9 Sonderbauvorschriften 

   Für das im Richtplan Siedlung und Landschaft bezeichnete Quartier-

erneuerungsgebiet werden SBV eingeführt. 

Mit den SBV soll ein Anreiz für eine Erneuerung des Gebäudebestan-

des sowie eine moderate Verdichtung geschaffen werden. Der Haupt-

vorteil liegt darin, dass SBV für die Grundeigentümer keinen Zwang 

entfalten, nach diesen Vorgaben zu bauen. Die Grundeigentümer 

haben somit die Wahl:  

a) wie bisher nach den Bestimmungen der Regelbauweise zu bauen;  

b) oder unter Beachtung der qualitativen Mehranforderungen eine 

Neuüberbauung nach den SBV zu realisieren. 

   
Zweck und Geltungsbereich 

(Art. 27) 

 Das Hauptziel der SBV ist eine nachhaltige Siedlungserneuerung des 

Mehrfamilienhausquartiers an der Alten Landstrasse. Insbesondere 

die beiden Genossenschaftssiedlungen "Haupt" und "Unterdorf" sol-

len sich nachhaltig erneuern, weshalb mit den SBV eine quartierbild-

verträgliche Verdichtung sowie eine besonders gute Gestaltung der 

Überbauungen und der Freiräumen gefördert werden soll. 

   
Gebäudealter  

 

 

 

 
   
Genossenschaftssiedlung   

 

 

 
  Siedlung "Unterdorf", Bj.1975,  

54 Wohnungen 
 Siedlung "Haupt", Bj. 1971,  

52 Wohnungen 
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  Die SBV gelten für die im Zonenplan bezeichneten zwei Perimeter 

"Unterdorf" und "Haupt" der Wohnzonen W 2.2. 

     
Zonenplanausschnitt  

Abbildung alt/neu 

 

 

 

 

 

 
   
Erleichterungen  

(Art. 28) 

Erhöhung Baumasse 

 Die SBV sollen wirtschaftlich anwendbar sein. Es muss ein genügen-

der Anreiz zum Weiterbauen am Bestand geschaffen werden. Daher 

wird im Perimeter "Unterdorf" eine maximale Erhöhung der Baumas-

se um 30 % und im Perimeter "Haupt" um 50 % zugelassen. Diese 

Mehrnutzung kann aber nur konsumiert werden, wenn die Bauten, 

Anlagen sowie der Umschwung so gestaltet werden, dass sie für sich 

und im Zusammenhang mit der Umgebung eine hohe Siedlungsqua-

lität erzielen.  

   
Ausschluss Kombination 

Nutzungszuschläge 
 Eine Kombination des Nutzungszuschlages der Arealüberbauungs-

vorschriften oder von § 13 Abs. 2 ABV mit dem Nutzungszuschlag der 

SBV ist nicht zulässig. 

§ 13 Abs. 2 ABV  Für verglaste Balkone, Veranden und Loggien sowie Wintergärten und 

Windfänge ohne heiztechnische Installationen, soweit sie dem Energie-

sparen dienen, gilt eine zusätzliche Baumassenziffer. Sie beträgt 20 % der 

zonengemässen Grundziffer. 

   
Gesamthöhe  Mit den SBV wird der Bau eines zusätzlichen Vollgeschosses erlaubt 

(vier anstelle von drei Vollgeschossen), da dies bereits heute in Teil-

bereichen der gebauten Situation entspricht. 

Zusätzlich zu den vier Vollgeschossen ist ein Attikageschoss erlaubt.  
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Voraussetzungen 

(Art. 29) 

Erhöhung Baumasse 

 

 

 Zur Sicherung des Quartiercharakters und zur Sicherstellung der ge-

forderten Qualität sind bei der Anwendung der SBV einheitliche Ge-

staltungsgrundsätze zu verfolgen. Hierbei sind Bauten, Anlagen, Um-

schwung sowie der Übergang zum öffentlichen Raum besonders gut 

zu gestalten und die orthogonale Bebauungsstruktur ist fortzuführen. 

Ein besonderes Augenmerk ist auf die Freiräume zu richten. Diese 

sind aufenthaltsfreundlich und mehrheitlich öffentlich zugänglich aus-

zugestalten. Bei der Anwendung der SBV im Perimeter "Haupt" ist be-

sonders auf gute Gestaltung des Siedlungsrandes zu achten, wobei 

der Häglerbach zu revitalisieren ist. Das Wasserbauprojekt hat hierbei 

auch den entsprechenden Hochwasserschutz zu gewährleisten (vgl. 

S. 34).  

Nebst der besonders guten architektonischen Gestaltung der Bauten 

und Anlagen sowie der Freiräume und der besonders guten städte-

baulichen Einordnung in das Siedlungs- und Landschaftsbild wird 

Wert auf den Erhalt des ausgewogenen Wohnungsangebots gelegt. 

Insbesondere sind auch Familienwohnungen sowie altersgerechte 

Wohnungen zu schaffen.  

Zur Schonung der Aussenräume ist die Parkierung zweckmässig zu 

lösen und in der Regel unterirdisch anzuordnen. Vereinzelte ober-

irdische Parkplätze sind bei guter Begründung zulässig. Die Überde-

ckung der Tiefgarage ist in ihrer Mächtigkeit so auszubilden, dass eine 

der erhöhten freiräumlichen Anforderungen entsprechende Bepflan-

zung möglich ist. Für die Pflanzung von Bäumen muss die Überde-

ckung mindestens 1.5 m ab gestaltetem Boden betragen. 
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  5.10  Gestaltungsplanpflicht "Brenni" 

Gestaltungsplanpflichtgebiet 

 
 Am Gebiet "Brenni" besteht ein wesentliches öffentliches Interesse im 

Sinne von § 48 Abs. 3 PBG, worauf in den folgenden Kapiteln 5.11 

sowie 5.12 näher eingegangen wird. 

Gestaltungsplanpflicht  

§ 48 Abs. 3 PBG 

 

 Besteht ein wesentliches öffentliches Interesse, beispielsweise des Ortsbild- 

und Landschaftsschutzes, des Aussichtsschutzes, des Immissionsschutzes 

oder ein solches an einer differenzierten baulichen Verdichtung, kann mit 

der Zonenzuweisung festgelegt werden, dass für bestimmte Teilbereiche 

ein Gestaltungsplan aufgestellt werden muss. 

Gestaltungsplan  Die Gestaltungsplanpflicht bedeutet, dass der Grundeigentümer vor 

Einreichung eines Baugesuchs erst einen Gestaltungsplan erwirken 

muss. Zwischen Rahmennutzungsplanung und Baubewilligung wird 

damit eine weitere Planungsstufe eingeschoben. Der Gestaltungsplan 

ist dabei über eine planerisch zweckmässige Einheit zu erlassen. Der 

Hauptzweck des Gestaltungsplans besteht darin, eine besonders 

gute Überbauung, Gestaltung und Erschliessung zu ermöglichen und 

sicherzustellen. Hierbei sind die Vorgaben der jeweiligen gemeindli-

chen Vollzugsrichtlinien zu beachten. 

Der zur Erfüllung der Pflicht nötige private Gestaltungsplan kann sich 

entweder im Rahmen BZO bewegen und bedarf daher nur der Zu-

stimmung des Gemeinderats oder von der BZO abweichen, wofür er 

der Zustimmung der Gemeindeversammlung bedarf (vgl. § 86 PBG).  

   
Ausgangslage  Das bestehende Gebäudeensemble an der Hauptstrasse mit Baujahr 

1864 ist für das Ortsbild von hoher Bedeutung, da die Gebäude-

gruppe historisch bedingt als Bestandteil der Kernzone gelesen wird. 

   
Dänikon, Siegfriedkarte 1900 

Quelle: geoadmin.ch 
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Zonenplan 1967 und 1983  Wie der Zonenplan von 1967 (siehe untenstehende Abbildung links) 

zeigt, war das Gebiet "Brenni" früher baurechtlich der Dorfzone zuge-

ordnet. Bei der Revision der Bauordnung im Jahre 1983 wurde auf 

Wunsch der Eigentümer auf den Fortbestand der damals landwirt-

schaftlich genutzten Hofgruppe in der Kernzone verzichtet. Inzwi-

schen wurde die landwirtschaftliche Nutzung stark reduziert. Daher 

ist für die Hofgruppe eine Entwicklungsperspektive erwünscht.  

   

  

 

 

 
  Zonenplan 1967  Zonenplan 1983 

   
Aufwertung Ortskern  Aufgrund der ortsbildrelevanten Lage und der Nähe zu den für das 

Gemeindeleben wichtigen Bauten, wie das Restaurant Frohsinn, der 

Dorfladen, das Gemeindehaus und das Anna Stüssi Haus, wurde im 

kommunalen Richtplan Siedlung und Landschaft ein hohes öffentli-

ches Interesse an diesem Gebiet zur Gestaltung eines stimmigen 

Ortskerns mit einem Dorfplatz als Begegnungsraum festgesetzt. 

Das Gebiet bietet die Chance, den Ortskern räumlich abzuschliessen 

und aufzuwerten. Im Rahmen der Gebietsentwicklung ist eine hoch-

wertige öffentliche Begegnungsfläche (Dorfplatz) zu schaffen, welche 

das Dorfzentrum akzentuiert und einen gemeinschaftlichen Aufent-

halt und spontane Begegnungen ermöglicht. 

Des Weiteren soll an dieser zentralen Lage ein Wohnraumangebot 

für unterschiedliche Bedürfnisse und Lebensabschnitte (u.a. alters-

gerechte Wohnungen) geschaffen werden.  

   
Einzonung mit 

Gestaltungsplanpflicht 
 Aufgrund des wesentlichen öffentlichen Interesses an einer qualitativ 

hochstehenden Ortskernentwicklung und der Akzentuierung der Zen-

trumsfunktion durch Schaffung eines Dorfplatzes soll das Gebiet als 

Kernzone eingezont und für den erweiterten Bereich "Brenni" eine 

Gestaltungsplanpflicht festgelegt werden.  

Die Dimensionierung des Perimeters wurde so gewählt, dass die 

zusätzlich ermöglichten Bauten den bestehenden Landschaftsraum 

nicht beeinträchtigen und ein besonders gut gestalteter Siedlungs-

rand gewährleistet werden kann.  

Nachweis der Verfügbarkeit    Zur Vermeidung von Baulandhortung und zur Gewährleistung der Er–

schliessung wurde im Sinne von Art. 15 RPG der Nachweis der Ver–

fügbarkeit (Bauabsicht und Erschliessbarkeit) in einer Absichtserklä-

rung mit den Grundeigentümern rechtlich gesichert.   
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Zonenplanausschnitt 

Abbildung alt / neu 

 

 

 

  
   
Perimeter 
(Art. 30, Abs. 1) 

 Der Gestaltungsplan ist über eine planerisch zweckmässige Einheit zu 

erlassen, was im Gebiet "Brenni" eine Zweiteilung in den Teilbereich 

Brennistrasse Ost (Kat.-Nrn. 568, 569, 551) und Brennistrasse West 

(Kat.-Nr. 725) ermöglicht.  

Die Brennistrasse Kat.-Nr. 637 ist bei beiden Teilbereichen mit zu pla-

nen. Der Perimeter umfasst nebst den einzuzonenden Parzellen Kat.-

Nrn. 725 und 551 auch die heute bereits in der Kernzone liegenden 

Parzellen Kat.-Nr. 568 mit dem inventarisierten ehem. Bauernhaus 

"Frohsinn" mit Restaurant und Schopf sowie die Kat.-Nr. 569 mit der 

Liegenschaft (Einfamilienhaus) Stüssi.  

Mit dieser Abgrenzung wird sichergestellt, dass die Entwicklung des 

Gebiets "Brenni" mit den Erneuerungsabsichten des Frohsinns und 

der Liegenschaft Stüssi abgestimmt wird.  

   
  Die Pflicht für die Erarbeitung eines Gestaltungsplans gilt für sämtli-

che Bauvorhaben, welche für die künftigen planungsrechtlichen Vor-

stellungen gemäss der Zielsetzung von Art. 30 Abs. 2 BZO bedeutsam 

sind.  

Ziele für das Gestaltungsplan-

pflichtgebiet 

(Art. 30, Abs. 2) 

 • Es ist eine öffentlich zugängliche, hochwertig gestaltete Begeg-

nungsfläche (Dorfplatz) mit Bezug zur Hauptstrasse sicherzu-

stellen. 

• Es ist auf den Grundstücken Kat.-Nrn. 551 und 569 eine orts-

baulich überzeugende Bebauung zu ermöglichen, die im Bereich 

der Hauptstrasse einen Dorfplatz begrenzen und zusammen mit 

den bestehenden ortsbildprägenden Bauten ein Ensemble 

bilden. 

• Es ist eine hohe Freiraumqualität zu schaffen und der Siedlungs-

rand (vgl. Kernzonenplan Siedlungsrand) von Neubauten freizu-

halten und besonders gut auszugestalten. 

• Es ist eine grundstücksübergreifende Erschliessung sowie 

Durchwegung und eine unterirdische Parkierung zu regeln. 

• Bezüglich des Lärmschutzes sind die Planungswerte und eine 

gute Wohnqualität sicherzustellen. 
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Bestandesbauten  Umbauten oder Nutzungsänderungen bei den Bestandesbauten in-

nerhalb des Perimeters, die im Sinne der Zielerreichung gemäss Art. 

30 Abs. 2 BZO von untergeordneter Natur sind, können von der Ge-

meinde bewilligt werden und lösen die Gestaltungsplanpflicht nicht 

aus.  

   
Vollzugsrichtlinien  
(Art. 30, Abs. 3) 

 Zur Konkretisierung der festgelegten Zielsetzung der Gestaltungs-

planpflicht (Art. 30 Abs. 3) und zur Qualitätssicherung wurde im Rah-

men der Nutzungsplanungsrevision ein Zielbild mit Vollzugsrichtlinien 

für die Entwicklung des Gebiets "Brenni" entworfen, welches die 

Grundsätze für die Aspekte Freiraum, Bebauung, öffentlicher Raum 

sowie Erschliessung festhält (siehe Beilage, Entwurf Vollzugsrichtlinien 

Gebiet "Brenni").  

Diese Richtlinien sind für die weitere Projektierung wegleitend und 

werden nach erfolgter Genehmigung der BZO und des Zonenplans 

durch den Kanton vom Gemeinderat beschlossen (vgl. Beilage 

Entwurf "Vollzugsrichtlinien Brenni").  

Fliessende Landschaft  

 
 Dem Landschaftsbild ist Sorge zu tragen, wobei ein fliessender Über-

gang von der offenen Landschaft zum Dorfkern auszubilden ist. 

Besondere Aufmerksamkeit ist der besonders guten und ökologisch 

wertvollen Gestaltung des Siedlungsrands zu schenken.  

Bepflanzung  

 
 Umgebungsflächen sind mit vorwiegend einheimischen, standort-

gerechten Bäumen, Sträuchern und Pflanzen zu begrünen. Markante 

Einzelbäume sind nach Möglichkeit zu erhalten. Im Bereich von Baum-

pflanzungen ist ein genügend grosser Wurzelraum vorzusehen, um 

das Gedeihen der Bepflanzung zu gewährleisten.  

Sanfter Umgang mit Topografie  

 
 Die bestehende Topografie ist zu berücksichtigen und möglichst un-

verändert zu erhalten. Die Raumkanten sind besonders sorgfältig und 

ortsbildverträglich auszugestalten. Allfällige Höhenversätze sind na-

türlich auszubilden. Stützmauern sind einheitlich zu gestalten. Es sind 

naturnahe Materialien zu verwenden (z.B. Steinkörbe).  

Hofbereiche  

 
 Die Hofbereiche sind als Begegnungsorte mit punktuellen Aufent-

halts- und Spielflächen auszugestalten.  

Dorfplatz  Es ist ein öffentlicher Dorfplatz als attraktiver Begegnungsort auszu-

gestalten. Der Dorfplatz soll in Bezug zum Strassenraum, zum Gebäu-

de Frohsinn sowie zu den Neubauten stehen. Eine Belebung durch 

publikumsorientierte Nutzungen (z.B. Restaurant Frohsinn) ist anzu-

streben.  

Verzahnung mit Strassenraum   Das Areal ist mit dem öffentlichen Strassenraum zu verzahnen.  

Ortsbildprägende Bauten  Die ortsbildprägenden Bauten sind in Bezug auf die Stellung und die 

räumliche Ausprägung zu erhalten. Allfällige Ersatzbauten sind quali-

tätsvoll und mit einer hochwertigen Gesamtwirkung ins Ortsbild ein-

zugliedern. Unterniveaubauten sind bei den ortsbildprägenden Bau-

ten auf deren Fussabdruck zu beschränken. 
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Neubaubereiche  Die Körnung der zusätzlichen Bauten muss derjenigen der angren-

zenden Bauten in der Kernzone entsprechen und die Bauten sind auf 

den Geländeverlauf auszurichten. Die genaue bauliche Dichte, die 

Setzung sowie die architektonische Ausgestaltung der neuen Bau-

volumen sind unter Einbezug eines Landschaftsarchitekturbüros in 

einem qualitätssichernden Verfahren zu ermitteln. Die künftige Be-

bauung soll sich besonders gut ins Orts- und Landschaftsbild einord-

nen und attraktiven Wohnraum für unterschiedliche Bedürfnisse und 

Lebensabschnitte bieten. 

Wichtige Gebäudefluchten  Den wichtigen Gebäudefluchten ist besondere Aufmerksamkeit zu 

schenken. Sie sind im Rahmen des Konkurrenzverfahrens insbeson-

dere für die Neubauten zu konkretisieren.  

Haupterschliessungsnetz  

 
 Das Areal wird über die Brenni- und Hauptstrasse erschlossen. Die 

Parkierung ist unterirdisch zu organisieren, wobei die Tiefgaragen-

einfahrt in ein Haupt- oder ggf. in ein Nebengebäude zu integrieren 

ist. Es ist eine öffentliche Fusswegverbindung durch das Areal anzu-

legen.  

   
Zielbild   

 

   

  5.11 Ergänzende Bauvorschriften 

Strassen- und Wegabstand 
(Art. 33) 

Kernzone 

 Die neue Regelung ermöglicht es, Bauten in den Kernzonen näher an 

die Strassengrenze zu stellen, was der Bauweise in diesen Zonen ent-

spricht.  

Klein- und Anbauten  Der Gemeinderat kann bei Klein- und Anbauten einen Strassen- und 

Wegabstand von 1 m gestatten, wenn dadurch die Verkehrssicherheit 

und die Werkleitungstrassen gewährleistet sind. 

   
Fahrzeugabstellplätze 

(Art. 35) 

Anzahl 

 Das Mindestmass für die Erstellung von Parkplätzen bei Wohneinhei-

ten mit mehr als 2.5 Zimmern wird von 2 auf 1.5 Parkplätze herab-

gesetzt. Als Wohneinheit gelten auch Einfamilien- oder Reihenhäuser. 

Für Besucher muss pro 4 Wohneinheiten mindestens ein Besucher-

parkplatz erstellt werden. Bei der Berechnung der Abstellplätze wer-

den die Werte jeweils aufgerundet.   
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Abstellflächen für Fahrräder und 

Kinderwagen  

(Art. 36) 

 Das zu schaffende Angebot muss neu gemäss der jeweils gültigen 

Wegleitung der Baudirektion zur Ermittlung des Parkplatzbedarfs er-

mittelt werden. Die aktuell gültige Wegleitung (Oktober 1997) verlangt 

für Wohnnutzungen einen Veloabstellplatz pro 40 m2. Bei besonde-

ren Verhältnissen kann der Gemeinderat auch tiefere Werte gestat-

ten. 

   
Siedlungsbegrünung und 

Umgebungsgestaltung 
(Art. 39)  

Begrünung Strassenabstände 

 Es besteht die Tendenz, dass im Rahmen der baulichen Verdichtung 

in den Wohnquartieren vielfältig und gut strukturierte Vorgärten 

längs der Strassen beseitigt und durch unterhaltsarme Restflächen 

ersetzt werden. Darunter leiden das Erscheinungsbild und die Auf-

enthaltsqualität in den Quartieren. Der Ausgestaltung des Übergangs 

zum öffentlichen Raum soll daher vermehrt Rechnung getragen wer-

den, indem der Strassenabstands- respektive Baulinienbereich – vor-

zugsweise mit einheimischen, standortgerechten Pflanzen – ange-

messen zu begrünen ist. 

   
Referenzbild 

(Quelle PUSCH,  

Biodiversität in Gemeinden) 

 

 
 
Siedlungsrand 

 
 Auch die Ausgestaltung des Siedlungsrands als Schnittstelle zwischen 

bebautem Raum und Landschaft ist von hoher Bedeutung, was Ein-

gang in die BZO finden soll. 

   
Referenzbild 

(Quelle PUSCH,  

Praktischer Umweltschutz) 
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  6 AUSWIRKUNGEN 

  6.1 Gemeindeentwicklung 

Grundhaltung  Gemäss der Gesamtstrategie des Kantons Zürich befinden sich die 

meisten Gemeinden des Furttals im Handlungsraum "Landschaft 

unter Druck" (vgl. Kapitel 2.1). Im Vergleich zum rasanten Wachstum 

anderer Furttaler Gemeinden hat Dänikon in den letzten Jahren je-

doch eine bescheidene Entwicklung erlebt, nicht zuletzt da Dänikon 

stets haushälterisch mit den Baulandreserven umgegangen ist und 

sich bezüglich Einzonungen in der Vergangenheit stets zurückhaltend 

gezeigt hat. Während Dänikon um das Jahr 2000 noch das Dorf mit 

den meisten Kindern im Furttal war, zeichnet sich heute ein Gegen-

trend ab, welcher in Kombination mit einer stagnierenden Bevölke-

rungsentwicklung den Gemeinderat dazu ermutigt, mit dieser Revi-

sion eine aktive Entwicklungspolitik zur Bewahrung und Belebung des 

Dorfes zu betreiben.  

Die Ortsplanung zielt daher auf ein qualitatives Wachstum ab, wobei 

die hohe Wohnqualität und der dörfliche Charakter von Dänikon be-

wahrt werden sollen. Denn der Gemeinderat ist sich bewusst, dass 

der dörfliche Charakter sowie die durchgrünten Wohnquartiere und 

die Einbettung in die Landschaft zu den grössten Standortqualitäten 

der Gemeinde zählen. Aus diesem Grund werden die Bestimmungen 

zur Kernzone neu in einem Kernzonenplan präzisiert und die Durch-

grünung wird mit der Grünflächenziffer sowie den Bestimmungen zur 

Umgebungsgestaltung gesichert. Mit der gezielten Förderung der 

Entwicklung im Unterdorf (Gebiet mit SBV) und der Aktivierung des 

Gebiets "Brenni" soll aber auch eine zukunftsgerichtete, moderate 

Entwicklung der Gemeinde ermöglicht werden, welche aber den in 

der BZO und den Vollzugsrichtlinien gesetzten qualitativen Zielen 

entsprechen muss.  

   
Kompatibilität mit regionalem 

Richtplan 
 Die Revision ist mit dem regionalen Richtplan kompatibel. Die Ge-

meinde Dänikon strebt für die Wohngebiete eine Quartiererneue-

rung und eine zurückhaltende, punktuelle Verdichtung an, wobei die 

bestehenden Nutzungsstrukturen erhalten bleiben.   

Mit der Revision werden die Dichterichtwerte der Region (vgl. S. 12) 

im Rahmen der Einzelbauweise eingehalten. Mit den SBV werden er-

höhte Anforderungen an die Einordnung und Gestaltung der Gebäu-

de gestellt, weshalb in diesem Fall die angegebenen Richtwerte über-

schritten werden dürfen (vgl. regionaler Richtplan S. 40).  
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Regionale Dichtevorgaben und 

Umrechnungshilfe 
 

 
 
Links: Heutige Nutzungsdichte 

Quelle: Quartieranalyse, GIS-Browser ZH 

 
Rechts: Regionale Vorgaben 

Quelle: Regio-ROK Furttal 2011 

 

 

 

 
    
Nutzungsdichte Oberdorf  Im Sinne der Innenentwicklung soll mit der Erhöhung der baulichen 

Dichte auch die Nutzungsdichte erhöht werden. Insbesondere im 

Oberdorf sind diese teilweise noch unter dem regionalen Zielwert für 

die lockere Bebauung mit "< 50 E & A".  

  Dies liegt unter anderem daran, dass viele dieser Haushalte in der 

späten Familienphase oder bereits in der Pensionierungsphase sind 

und die Liegenschaften somit meist von max. zwei Personen bewohnt 

werden. Um hier den Generationenwechsel und die Erhöhung der 

Nutzungsdichte voranzutreiben, setzt die Gemeinde zum einen auf 

die moderate Erhöhung der baulichen Dichte sowie die Ermöglichung 

von Einliegerwohnungen, Doppeleinfamilienhäusern oder Gebäuden 

mit Geschosswohnungen in der Wohnzone W1.2. Zum anderen auf 

die Schaffung eines attraktiven und breit aufgestellten Wohnraum-

angebots (z.B. im Gebiet "Brenni"), womit insbesondere für ältere 

Menschen ein Umzug innerhalb von Dänikon ermöglicht wird. 

   
Erhöhung der baulichen Dichte im 

Oberdorf innerhalb der regionalen 

Dichtevorgaben 
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Nutzungsdichte Unterdorf  Auch im Unterdorf wurden die baulichen Dichten teilweise leicht er-

höht, um die regionalen Vorgaben bezüglich Nutzungsdichten und 

baulicher Dichte zu erfüllen. Mehrheitlich wurde jedoch nur die Quar-

tiererhaltungszone in eine Wohnzone überführt. In diesem Gebiet 

liegt der Fokus auf den SBV, mit welchen die qualitative Quartierer-

neuerung gefördert werden soll. Insbesondere die Wohnungen der 

Genossenschaftssiedlungen "Haupt" und "Unterdorf" entsprechen 

aufgrund des Baualters nicht mehr dem heutigen Wohnstandard. Die 

beiden Überbauungen werden etappiert erneuert oder ersetzt, wo-

bei aufgrund des Sanierungszyklus voraussichtlich zuerst die Bebau-

ung Unterdorf erneuert wird.  

Für die Gemeinde Dänikon liegt im Unterdorf ein grosses Potenzial 

für die Aufwertung der Gebäudesubstanz sowie zur Generierung 

eines Wachstumsimpulses, der der stagnierenden Gemeindeentwick-

lung wieder neuen Schub verleiht.  

   
Erhöhung der baulichen Dichte im 

Unterdorf innerhalb der regionalen 

Dichtevorgaben  

 

 
   
Nutzungsdichte "Brenni"  Beim Gebiet "Brenni" liegt der Fokus auf der Schaffung eines attrakti-

ven Dorfzentrums. Das Gebiet liegt jedoch im Bereich der "mitteldich-

ten" Bebauung, weshalb auch entsprechende ortsbild- und land-

schaftsverträgliche Dichten angestrebt werden sollen. Das genaue 

Dichtemass ist im Rahmen des Gestaltungsplans und einem quali-

tätssichernden Verfahren zu ermitteln. 

   
Überkommunale Sportanlage  Weiter wird dem Begehren der Region nach einer überkommunalen 

Sportanlage mit der Bezeichnung des Gebiets "Mäsjuten" als Erho-

lungszone Sport Rechnung getragen. 

 
Bevölkerungskapazität  Mit dem moderaten Erhöhen der Dichten und insbesondere mit den 

SBV und der Einzonung des Gebiets "Brenni" soll eine moderate Ent-

wicklung angestossen werden. Bei den SBV bleibt jedoch offen, in 

welchem Mass die Grundeigentümer von den neu geschaffenen Nut-

zungsmöglichkeiten Gebrauch machen und in welchem Zeitraum die 

inneren Nutzungsreserven aktiviert werden. Für die Siedlungsgenos-

senschaft Eigengrund sind die SBV jedoch ein wichtiger Anreiz, um 

die Neukonzipierung ihrer beiden Wohnüberbauungen aus den 70er-

Jahren in Erwägung zu ziehen. Insbesondere bei der Siedlung "Haupt" 

ist aufgrund der Ausbaumöglichkeiten von ca. 50 neuen Einwohnern 

auszugehen.  
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Arbeitsplatzkapazität  Die Arbeitsplatzkapazität bleibt grundsätzlich unverändert. Entlang 

der Hauptstrasse wird die gewerbliche Nutzung des Erdgeschosses, 

wie im Richtplan Siedlung und Landschaft vorgesehen, gefördert.  

   
Kernzone  Der differenzierte Kernzonenplan gewährleistet, zusammen mit den 

aktualisierten Bestimmungen, dass sich Neubauten rücksichtsvoll in 

die historischen Strukturen integrieren. Neu sind auch zeitgemässe 

architektonische Lösungen möglich. 

Mit der Einzonung des Gebiets "Brenni" wird das heute bereits als 

Teil des Ortskerns wahrgenommene bäuerliche Gebäudeensemble 

auch baurechtlich dem Dorfkern zugeteilt. Somit ergibt sich für diese 

Gebäude eine Entwicklungsperspektive und der Ortskern kann künf-

tig ortsbaulich überzeugend abgeschlossen werden. Der öffentliche 

Wunsch nach einem Dorfplatz als Begegnungsraum für die Bevölke-

rung wird mittels der Gestaltungsplanpflicht verankert.  

   
Erneuerung & massvolle 

Innenentwicklung 
 Die SBV gewährleisten eine angemessene und auch wirtschaftlich 

interessante Erneuerung und Weiterentwicklung des Quartiers an 

der alten Landstrasse. In diesem Gebiet ist insbesondere die Erneu-

erung der beiden Siedlungen der Wohnbaugenossenschaft Eigen-

grund erwünscht.  

   

  6.2 Umwelt 

Siedlungsökologie  Die Grünflächenziffer und die Forderung nach extensiv begrünten 

Strassenabstands- und Baulinienbereichen sind Massnahmen zur 

Steigerung der Siedlungsökologie sowie zur Sicherung der natürli-

chen Funktion des Wasserkreislaufs (Art. 1 Bst. h GSchG) und der 

Versickerung des Regenabwassers (Art. 7 Abs. 2 GSchG). Insbeson-

dere gewährleisten der möglichst weitgehende Rückhalt und die Ver-

sickerung sowie die Verdunstung des Regenwassers am Ort des 

Anfalls ein ausgeglichenes Lokalklima.  

   
Gewässerraum  Die Festlegung der Gewässerräume ist nicht Gegenstand dieser Ge-

samtrevision der Nutzungsplanung. Die Gewässerräume werden in 

einem separaten Verfahren festgelegt. 

   
Kulturland  Im Rahmen dieser Teilrevision werden keine Fruchtfolgeflächen 

durch neue Bauzonen beansprucht.  

Mit der Erholungszone Sport im Gebiet "Mäsjuten" werden Frucht-

folgeflächen tangiert. Die Kompensation von FFF erfolgt in den 

Baubewilligungsverfahren. 
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Naturgefahren  Art. 6 RPG regelt, dass die Kantone diejenigen Gebiete identifizieren, 

die durch Naturgefahren oder schädliche Einwirkungen erheblich be-

droht sind. In den Gefahrenkarten werden unter anderem Gebiete 

mit erheblicher Gefährdung (Verbotsbereiche, rot) bezeichnet. Weite-

re Gebiete, die in der Gefahrenkarte ausgeschieden werden, sind die-

jenigen mit mittlerer Gefährdung (Gebotsbereiche, blau) und solche 

mit geringer Gefährdung (Hinweisbereiche, gelb). Für die verschiede-

nen Gefahrenklassen sind jeweils situationsgerechte Massnahmen zu 

ergreifen. In der Verordnung über den Hochwasserschutz und die 

Wasserbaupolizei (HWSchV) § 9 Abs. 1 werden die verschiedenen 

Massnahmen erläutert: 

§ 9 Abs. 1 HWSchV  "Die Gemeinden beschränken in Gefahrenbereichen die Gefährdung von 

Bauten und Anlagen durch häufige oder stark schädigende Hochwasser, 

vor allem mit planungsrechtlichen Festlegungen wie Um- oder Auszonun-

gen, Gewässerabstandslinien, Gestaltungsplänen und Niveaulinien. Sie 

ordnen im Einzelfall zur Vermeidung von Schäden an Bauten und Anlagen 

die erforderlichen Beschränkungen der baulichen Nutzung und bauliche 

Massnahmen an." 

   
Ausschnitt Naturgefahrenkarte 

Quelle: GIS-Browser ZH 
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Massnahmenplanung Naturgefahren 

Dänikon  

Ausschnitt Massnahmenkarte 

 

  

 Die Naturgefahrenkarte für das Siedlungsgebiet von Dänikon und die 

daran angrenzenden Gebiete liegt vor. Diverse Bereiche des Sied-

lungsgebiets, insbesondere der westliche Teil des Unterdorfs, weisen 

eine geringe Gefährdung auf. Einzelne Gebiete, insbesondere der 

historische Kern sowie das Gebiet "Haupt", weisen eine mittlere Ge-

fährdung auf. Im Untersuchungsgebiet befinden sich jedoch keine 

Flächen mit erheblicher Gefährdung. Die Naturgefahrenkarte enthält 

zudem diverse Hinweisflächen bezüglich Oberflächenabfluss bzw. 

Vernässung.  

Im Oktober 2018 hat der Gemeinderat daher die Massnahmenpla-

nung Naturgefahren festgesetzt. In dieser werden die Massnahmen 

priorisiert.  

Für den Häglerbach wird die Massnahme "Umbau der Eindolung 

(Schwachstelle 3604) zu einem Ausleitbauwerk" auf der Höhe des 

Geigelmoos-Hofes priorisiert. Im Überlastfall soll dann das Wasser 

Richtung Geigelmoosbach/Oberwiesenbach in den Furtbach fliessen. 

Das Gebiet muss als Überschwemmungskorridor gekennzeichnet 

werden. Der Zeithorizont der Umsetzung ist jedoch noch unbekannt.  

   
Hochwasserschutz Gebiet "Haupt"  Falls der Neubau der Überbauung "Haupt" vor Umsetzung der kom-

munalen Massnahmenplanung in Angriff genommen wird, sind mit 

dem Wasserbauprojekt Häglerbach zugleich die entsprechenden 

Hochwasserschutzmassnahmen zu treffen. Denn in den hochwasser-

gefährdeten Bereichen kann eine Baubewilligung nur erteilt werden, 

wenn ein festsetzungsreifes Wasserbauprojekt vorliegt. Die Baufrei-

gabe darf nur erteilt werden, wenn das Wasserbauprojekt vor oder 

spätestens mit dem Bauvorhaben realisiert wird.  

Die Sicherung dieser gewässerbaulichen Massnahmen wird privat-

rechtlich beim Verkauf der heute im Besitz der Gemeinde Dänikon 

befindlichen Parzellen Kat.-Nrn. 639, 827 und 828 geregelt. 
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  6.3 Mehrwertabgabe 

Kantonaler Mehrwertausgleich  Die Mehrwertabgabe für Einzonungen ist im MAG durch den Kanton 

abschliessend geregelt.  

Der Abgabesatz auf den entstehenden Mehrwert beträgt 20 % bei 

einer Freigrenze des Mehrwerts von Fr. 30'000.-. Der Betrag fliesst in 

den kantonalen Mehrwertausgleichsfonds und wird bei Veräusse-

rung des Grundstücks oder bei dessen Überbauung (§ 5 MAG) fällig. 

Der Kanton erhebt zudem eine Mehrwertabgabe auf die Umzonung 

von einer Zone für öffentliche Bauten in eine andere Bauzone. 

  Von der kantonalen Mehrwertabgabe sind gemäss dieser Revisions-

vorlage folgende Einzonungen/Umzonungen betroffen: 

Kernzone "Brenni"  Im Gebiet "Brenni" ist als Ortskernerweiterung die Einzonung des be-

stehenden Gebäudeensembles in die Kernzone vorgesehen (siehe 

Kap. 5.3 / 5.11).  

Zone für öffentliche Bauten  Es ist eine Umzonung der Parzelle Kat. Nr. 29 von der Zone für 

öffentliche Bauten in eine Wohnzone W2.2 vorgesehen (siehe Kap. 

5.3 / 5.11). 

Flächenabtausch im Gebiet "Haupt"  Der flächenneutrale Abtausch im Gebiet "Haupt" auf den Parzellen 

Kat.-Nrn. 639, 828 und 823 führt zu einer Einzonung im Bereich der 

Parzelle Kat.-Nr. 639 in die Wohnzone W2.2 (siehe Kap. 5.3 / 5.11). 

   
Kantonale Mehrwertprognose – 

Disclaimer 
 Diese Mehrwertprognose beinhaltet die Werte sämtlicher vom kan-

tonalen Mehrwertausgleich betroffenen Parzellen nach dem aktuel-

len Stand der Planung. Da Anpassungen nicht auszuschliessen sind, 

sind auch diejenigen Fälle eingerechnet, die unter der Freigrenze von 

30'000.- Franken liegen. 

   
Kantonale Mehrwertprognose 

 
 Die durch den Kanton ermittelte kantonale Mehrwertprognose der 

Planungsmassnahme ergab einen Mehrwert von insgesamt 

Fr. 5'055'398.- 

   
Information Grundeigentümer  Die Grundeigentümerschaft wird vom Kanton schriftlich informiert.  

   
Kommunaler Mehrwertausgleich  Die Gemeinden können bei Aufzonungen, Umzonungen und bei Ge-

staltungsplänen eine kommunale Mehrwertabgabe von bis zu 40 % 

des um Fr. 100'000.- gekürzten Mehrwerts erheben oder auf eine 

kommunale Mehrwertabgabe verzichten.  

Mögliche Freifläche 

 
 Entscheidet sich die Gemeinde für die Erhebung der Mehrwertab-

gabe, so muss sie eine Freifläche bestimmen. Die Freifläche kann 

zwischen 1'200 und 2'000 m2 betragen. Unter der Voraussetzung, 

dass der Mehrwert auf diesen Grundstücken kleiner als Fr. 250'000.- 

ist, sind diese Grundstücke von der Mehrwertabgabe befreit (§ 19 

Abs. 4 MAG).  
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Städtebauliche Verträge 

 
 Anstelle der Abgabe können die Gemeinden mit den Grundeigen-

tümern städtebauliche Verträge beschliessen. In diesen Verträgen 

kann der Ausgleich abweichend von dem in der BZO verankerten 

Abgabesatz geregelt werden. Die Verträge sind öffentlich aufzulegen 

(bei der Auflage nach § 7 und bei der Genehmigung nach § 5 PBG). 

Verwendung der Einnahmen 

 
 Die Einnahmen aus dem kommunalen Mehrwertausgleich sind einem 

Fonds zuzuweisen. Die Gelder sind für kommunale raumplanerische 

Massnahmen im Sinne von Art. 3 Abs. 3 RPG zu verwenden (§ 37 MAV).  

Die kommunale "Verordnung zur Verwendung der kommunalen 

Mehrwertabgabe" (MAG-Fonds) ist gleichzeitig mit der BZO-Vorlage 

der Stimmbevölkerung zur Beschlussfassung vorzulegen. Über die 

Verwendung der Einnahmen ist jährlich Bericht zu erstatten. 

Mustervorschriften 

 
 Die Gemeinden müssen den Mehrwertausgleich bis spätestens am 

1. März 2025 in der BZO regeln. Der Kanton hat dazu Mustervor-

schriften zur Regelung der Mehrwertabgabe in der kommunalen BZO 

erarbeitet. 

Entscheid des Gemeinderats Dänikon 

 
 Mit Ausnahme der Einzonungen, die einer kantonalen Mehrwertab-

gabe unterliegen, entstehen im Rahmen dieser Revision keine erheb-

lichen planerischen Vorteile für die Grundeigentümer, für die aus 

politischer Sicht eine Mehrwertabgabe zu leisten wäre.  

Der Gemeinderat hat sich daher dazu entschieden, die Frage des 

kommunalen Mehrwerts von dieser Revision zu entkoppeln und die 

MAG-Revision parallel zur vorliegenden Revisionsvorlage zu erar-

beiten. 

   

  6.4 Gemeindefinanzen 

SBV  Die politische Gemeinde Dänikon ist Eigentümerin der Grundstücke 

Kat.-Nrn. 639, 827, 828 und 842, die sich innerhalb des Perimeters 

mit SBV befinden. Hier profitiert die Gemeinde theoretisch von der 

Möglichkeit, eine höhere Dichte zu realisieren, was aber projektbe-

zogen zu beurteilen ist.  

Für die Parzellen Kat.-Nrn. 639, 827, 828 besteht jedoch ein Kauf- 

rechtsvertrag zwischen der Gemeinde Dänikon und der Siedlungs-

genossenschaft Eigengrund. Den Kaufrechtsvertrag mit den im Vor-

feld ausgehandelten Konditionen, insbesondere dem Kaufpreis von 

Fr. 400.-/m2 für die 3'656 m2 (Total Fr. 1'462'400.-), hat die Gemeinde-

versammlung am 12. Dezember 2013 bestätigt. Mit dieser Zusiche-

rung (Laufzeit 10 Jahre) soll die Genossenschaft bei der Planung von 

zusätzlichem Wohnraum und dem Ersatz der bestehenden Gebäude 

der Überbauung "Haupt" unterstützt werden. In diesem Zusammen-

hang wird auch die Renaturierung des Häglerbachs privatrechtlich 

geregelt.  
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Kantonaler Mehrwertausgleich  Aufgrund der Einzonung der Parzelle Kat.-Nr. 639 am östlichen Sied-

lungsrand muss die Gemeinde beim Verkauf oder der Überbauung 

gemäss MAG die Mehrwertabgabe in den kantonalen Mehrwertaus-

gleichsfonds entrichten.  

   
Aufzonung Gebiet "Bifig"  Das Gebiet "Bifig" gehört ebenfalls der Gemeinde Dänikon. Die Er-

höhung der Dichte von einer BMZ 1.6 zu einer BMZ 2.0 bewirkt eine 

Wertsteigerung des Grundstücks. 

  Die Einzonung des Gebiets "Brenni" wirkt sich für die Gemeinde 

positiv auf die Grundstücksgewinnsteuern aus.  

Ansonsten hat die Totalrevision keine direkten Auswirkungen auf den 

Finanzhaushalt der Gemeinde. 

   

  6.5 Fazit 

Anforderungen des ARE an 

Nutzungsplanungen 
 Die im Kreisschreiben der Baudirektion vom 4. Mai 2015 umschriebe-

nen Anforderungen an Richt- und Nutzungsplanungen werden hin-

sichtlich der Übereinstimmung mit Art. 15 RPG sinngemäss wie folgt 

erfüllt: 

• Die Vorgaben der übergeordneten Richtpläne werden respek-

tiert. Insbesondere ist die kommunale Planung auf den regio-

nalen Richtplan Furttal abgestimmt.  

• Den im kantonalen Raumordnungskonzept für den Handlungs-

raum "Landschaft unter Druck" vorgegebenen Grundsätzen zur 

qualitätsorientierten Innenentwicklung wird Rechnung getragen. 

• Die Möglichkeiten zur Siedlungsentwicklung nach innen werden 

unter besonderer Berücksichtigung der Erschliessung mit dem 

öffentlichen Verkehr angemessen ausgeschöpft. 

• Mit den SBV wird in den zentrumsnahen Wohnzonen eine zu-

sätzliche Einwohnerkapazität geschaffen, was den übergeord-

neten Zielen der Siedlungsentwicklung nach innen entspricht.  

• Zur Gesamtrevision der Nutzungsplanung wurde keine beson-

dere Abstimmung über die Gemeindegrenzen hinweg vorge-

nommen. Die Nachbargemeinden können sich im Rahmen der 

Anhörung zu den Revisionsinhalten äussern. 

• Mit dem REK und den darauf aufbauenden kommunalen Richt-

plänen Siedlung und Landschaft sowie Verkehr liegt eine Ge-

samtschau vor, die wesentliche planerische Ziele für das ganze 

Gemeindegebiet umfasst. Die wichtigsten Themen und Postulate 

sind in die Gesamtrevision der Nutzungsplanung eingeflossen.  
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  7  MITWIRKUNG 

Anhörung und öffentliche Auflage 

gemäss § 7 PBG 
 Die Gesamtrevision wurde während 60 Tagen öffentlich aufgelegt. 

Während dieser Frist konnte sich die Bevölkerung zu den Revisions–

inhalten äussern und Änderungsanträge einreichen (§ 7 PBG). Zudem 

wurden die nach- und nebenstehenden Planungsträger rechtzeitig 

angehört. 

Über das Ergebnis wurde ein Bericht verfasst. Über die nicht berück-

sichtigten Einwendungen wird gesamthaft bei der Festsetzung ent-

schieden. 

   
Vorprüfung   Es erfolgten zwei kantonale Vorprüfungen.  

   
Informationsveranstaltung  Auftakt der öffentlichen Auflage bildete eine öffentliche Informations-

veranstaltung. Dieses Vorgehen hat sich bewährt und erleichterte der 

interessierten Bevölkerung den inhaltlichen Einstieg in die Revisions-

vorlage. 

   
Negative Vorwirkung  Ab der Publikation der Vorlage gilt die sogenannte negative Vorwir-

kung. Dies bedeutet, dass sowohl die heute rechtskräftige BZO als 

auch die vom Gemeinderat zuhanden der öffentlichen Auflage verab-

schiedete Gesamtrevision zur Anwendung kommen. Dabei ist zu 

beachten, dass jeweils die "strengeren" Bestimmungen einzuhalten 

sind. 

 


